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Nr. 4 Berlin, den 15. Februar 1937 18. Jahrgang 


Juſammenarbeit im Sum 


Zu den aktuellen Problemen der deutſch-polniſchen Beziehungen gehört die „Zu⸗ 
ſammenarbeit“ auf filmiſchem Gebiet. Dieſe „Zuſammenarbeit“ krankt 
daran, daß ſie zwiſchen zwei gänzlich ungleich entwickelten Partnern durchgeführt werden 
ſoll. Die polniſche Fi Pina uftrie ift bisher nur ſchwach entwickelt. Daran 
iſt in 5 Linie der chroniſche Kapitalmangel der polniſchen Volkswirtſchaft 
ſchuld. Ein leiſtungsfähiges, organiſtertes Filmkapital wie es in den Vereinigten Staaten, 
in Deutſchland, Frankreich, England, Italien und anderen Ländern beſteht, gibt es in 
Polen bis heute noch nicht. Bis vor wenigen Jahren war die Entſtehung eines Films in Polen, 
was das hierzu notwendige Kapital anbelangt, im weſentlichen eine Sache des Zufalls. 
Das hat ſich erſt ein wenig zu ändern begonnen, ſeikdem die polniſche Regie- 
rung ihr Intereſſe dem Aufbau einer eigenen polniſchen Filminduſtrie zugewandt hat. 
Dieſes Intereſſe hat feinen Ausdruck in der Schaffung eines Oberſten Filmrates 
und eines Filmfonds und u. a. auch in der den Lichtſpieltheatern Polens auferlegten 
Verpflichtung gefunden, mindeſtens 10 v. H. ihres Jahresprogramms mit polniſchen 
Filmen zu füllen. Im Mai v. J. erging dann im Zuge der polniſchen Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung ein generelles Ei nfuhrverbot für ausländiſche Filme, deren Import bis 
dahin lediglich den durch die Zenſur des Innenminiſteriums hervorgerufenen Be⸗ 
ſchränkungen unterlegen hatte. Seit dem Erlaß des genannten Verbotes wurde die 
Filmeinfuhr aus den einzelnen Herſtellungsländern nach beſtimmten Geſichtspunkten 
kontingiert, was ſich — nebenbei bemerkt — für die deutſche Filmeinfuhr nach Polen 
ungünſtig ausgewirkt hat. Für den Export iſt die polniſche Filmproduktion teils wegen 
der von ihr behandelten Themen, teils wegen ihrer techniſchen und darſtelleriſchen Unzu⸗ 
länglichkeiten nur in ſehr geringem Maße geeignet. Es fehlt an Ateliers. In einen 
mittleren deutſchen Film werden durchſchnittlich % Million RM., in einen mittleren 
polniſchen Film im Durchſchnitt 75 000 RM. inveſtiert. Es fehlt auch an einem größeren 
Stab geſchulter Regiſſeure und Filmſchauſpieler. Doc) find in letzter Zeit 
einige Filme hergeſtellt worden, die ſich vielleicht im Ausland durchſetzen können, — ſoweil 
ſie ſich den Weg dorthin nicht durch die im polniſchen Filmweſen übliche, ſcharfe Hervor⸗ 
ee einfeifigen und unduldfamen nationalen und geſchichtlichen Tendenz ſelbſt 
verlegt haben. 

Bis zum Jahre 1929 ließ ſich in der polniſchen Filmproduktion eine aufſteigende Linie 
feſtſtellen, 1926 wurden in Polen 63 Filme hergeſtellt. 4929 waren es 308. Seitdem 
ging die Produktion mengenmäßig wieder beträchtlich zurück: 4935 wurden nur noch 
113 Filme polniſchen Urſprungs verzeichnet. Aus dem Ausland führte 
Polen 1926: 1020 und 1929: 1 164 Filme ein. 1935 erreichte die Einfuhr mit 601 
ausländiſchen Filmen ihren bis dahin tiefſten Stand. Ulnter den eingeführten Filmen 
ſtanden ſeit jeher die amerikaniſchen an weitaus erſter Stelle. In den kleineren 
Reſt teilten ſich Deutſchland, Oeſterreich, England, Frankreich, Ungarn, die Sowjetunion 
uſw. Aus Deutſchland wurden 1926: 179 und 1929: 157 Filme bezogen. Mit 


61 


nur 6 Filmen fiel Deutſchland 1934 unter den am Filmimport Polens beteiligten Ländern 
auf den letzten Platz zurück. 1935 wurden in Polen 28 und in den erſten neun Monaten 
des vergangenen Jahres 25 Filme deutſchen (dazu 16 Filme öſterreichiſchen) Urſprungs 
ee In den erſten neun Monaten 1936 wurden nach Polen eingeführt insge⸗ 
ſamt 319 ausländiſche Filme mit einer Geſamtlänge von 430 127 Metern; in Polen felbft 
hergeſtellt und zugelaſſen wurden 86 Filme mit einer Geſamtlänge von 51 4941 Metern. 
Nach der Zahl der zugelaſſenen Filme entfielen in der angegebenen Zeit alſo 24,2 v. H. 
auf die polniſche Filmproduktion, nach der Länge der Filme aber nur 10,7 v. H. 

Der mangelhaften Entwicklung der polniſchen Filminduſtrie ſteht ein nur ſpärlich 
entwickeltes Lichtſpielweſen gegenüber. 1929 gab es in ganz Polen nur 
727, 1935 nur 723 Lichtſpieltheater, von denen 94 noch keine Tonfilmapparaturen 
beſaßen. Es gibt in Polen nur 23 Kinos mit mehr als 1 000 Plätzen. Etwa 420 von 
den vorhandenen Kinos ſind nur während eines Teiles des Jahres geöffnet. Der weitaus 
größte Teil der Kinos entfällt auf die Großſtädte und die ehemals reichs⸗ 
deutſchen Gebiete. In Polen öſtlich der Weichſel gehören Kinos zu den ſehens⸗ 
werten Seltenheiten, ſehenswert zum Teil auch durch die Primitivität ihrer Ausſtattung. 
In Deutſchland entfällt ein Kino (mit durchſchnittlich größerer Sitzzahl als in Polen) auf 
etwa 14 000, in Polen auf etwa 48 400 Einwohner. Der beträchtliche Unterſchied, der 
zwiſchen Deutſchland und Polen in bezug auf die Bedeutung des Films als eines 
Elementes der Aufklärung, Volkserziehung und Unterhaltung beſteht, geht aber erſt aus 
einer Gegenüberſtellung der Zahlen der Kinobeſucher hervor. In den 
Städten Polens mit über 100 000 Einwohnern belief ſich die Zahl der Kinobeſucher im 
Jahre 1931 auf knapp 30 000. Sie vermehrte ſich bis zum Jahre 1935 nur um ein geringes, 
nämlich auf knapp 31 500 (trotz der zumeiſt ſinkenden Eintrittspreife!). Es liegt auf der 
Hand, daß ein deutſcher Film in Polen nicht imentfernteſten die⸗ 
ſelbe Wirkung befißen kann wie umgekehrt ein polniſcher Film 
in Deutſchland. Dieſer ſtarke Unterſchied in der Wirkung dürfte auch durch das 
Verhältnis 1:5, das im vergangenen Jahre dern deuffch-polnifchen Filmaustauſch zu: 
grundegelegt worden iſt, bei weikem noch nicht ausgeglichen werden. Es iſt noch zu 
bemerken, daß ſich über 90 v. H. der Kinos in Polen in jüdiſchen Händen befinden. 
Dieſe Umſtände muß man ſich vergegenwärtigen, wenn man über die deutſch⸗polniſche 
„Zuſammenarbeit“ auf filmiſchem Gebiete ſpricht. 

Die deutſche Filminduſtrie gibt ſich der Hoffnung hin, in Polen einen 
lohnenden Abſatzmarkt für ihre Erzeugniſſe zu finden. Polniſcherſeits denkt man aber 
gar nicht daran, deutſche Filme aufzunehmen, ohne daß polniſche Filme in Deutſchland 
zugelaſſen werden. Das iſt an ſich in Ordnung. Nur ſtößt der Abſatz polniſcher Filme 
in Deutſchland wegen der angeführten techniſchen und darſtelleriſchen Mängel auf 
Schwierigkeiten. Die deutſche Filminduſtrie zieht daraus eine einigermaßen überraſchende 
Schlußfolgerung: Um ihre Filme in Polen abſetzen zu können, nimmt 
ſie es auf ſich, die Entwicklung der polniſchen Filminduſtrie 
mit deutſchen Mitteln zu fördern. Auf deutſcher Seite ſcheint das 
geſchäftliche Intereſſe maßgebend zu ſein. Es iſt ſicher, daß auf der Gegenſeite 
das politiſche Intereſſe voranſteht. Der Film iſt eine propagandiſtiſche 
Waffe. Es iſt zum mindeſten ungewöhnlich, daß jemand ſeinem Nachbarn zu einer 
Waffe verhilft, ohne zu wiſſen, wie dieſer ſich in Zukunft zu benehmen gedenkt. Polen 
hat bei dieſer „Zuſammenarbeit“ nichts zu verlieren. Daß Deutſchland (außer Deviſen) 
etwas gewinnen wird, iſt wenig wahrſcheinlich. 

Vor allem dann, wenn ſich die „Gemeinſchaftsfilme“, die in Zukunft noch 
gedreht werden, hinſichtlich ihrer volkspolitiſchen Haltung nicht weſentlich von den bisher 
gezeigten unterſcheiden. Es wäre übertrieben, wenn einer aufſtehen und ſagen wollte, daß 
ſich die deutſche Filminduſtrie mit den deutſch⸗polniſchen „Gemeinſchaftsfilmen“, die bisher 
gedreht worden find, mit Ruhm bedeckt hakt. Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen: Es 
geht hier nicht um die Kunſt, ſondern um die politiſche Propaganda im Film. Es find 
in letzter Zeit mehrere deutſche Filme erſchienen, die es ſich zur 
Aufgabe geſetzt haben, Propaganda für Polen zu machen. Man 
kann geradezu von einer polniſchen Mode im deutſchen Filmweſen ſprechen. In „Es⸗ 
kapade“ wurden! polniſche Freiheitskämpfer in entſprechend wohltuende Beleuchtung 
geſetzt. Der „Abſchiedswalzer“ war dem Andenken Chopins gewidmet. „Aug uſt 
der Starke“ machte den vergeblichen Verſuch, die geſchichtliche Gemeinſamkeit 
Sachſens und Polens heraufzubeſchwören. Der „Bettelſtudent“ gab das bereits in 
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„&sfapade” behandelte Thema in operettenhafter Umrahmung. Zwiſchendurch wurden 
einige Kulturfilme über Polen gedreht, von denen ſich z. B. derjenige über Krakau 
mit Erfolg bemühte, die deutſche Vergangenheit dieſer Stadt nicht ins Bewußtſein der 
Zuſchauer dringen zu laſſen. Es folgte ſchließlich der Ilfa-⸗Großfilm „Ritt im die 
Freiheit“, der zweifellos die größte propagandiſtiſche Leiſtung 
im Dienſte Polens darſtellt, die auf filmiſchem Gebiet bisher 
vollbracht worde m iſt. Zur Zeit iſt in Warſchau ein neuer „Gemeinſchaftsfilm“ 
unter dem Titel „Abenteuer in Warſchau“ im Entſtehen. 

Alle dieſe Filme laufen unter dem Motto der deutſch⸗polniſchen 
Annäherung. Dazu iſt zu bemerken, daß dieſe Annäherung bisher in zweifacher 
Hinſicht durchaus einfeifig war. Denn erſtens iſt von den „Gemeinfchaftsfilmen‘ 
bisher keiner in Polen aufgeführt worden, wohl aber hat das deutſche Publi⸗ 
kum fie in ausreichendem Maße zu ſehen bekommen. Und zweitens hat Polen bisher 
nicht die geringſten Anſtalten getroffen, mit derſelben zu vorkommenden 
Uneigennützigkeit und mit der gleichen nationalen Selbſtver⸗ 
leugnung von ſich aus einmal einen Film über einen deukſchen Künſtler, etwa 
über Veit Gtoß, oder über ein Thema aus der deutſchen Geſchichte, etwa aus der 
Zeit der Befreiungskriege, zu drehen. Es kommt noch ein anderes hinzu: Es fällt auf, 
daß in manchen Filmen, in denen ſowohl deutſche wie polniſche Perſonen dargeſtellt 
werden, die Deutſchen in weniger vorteilhafter Weiſe als die 
Polen charakteriſiert ſind. Was z. B. den Ufa-Film „Auguſt der Starke“ 
betrifft, an dem auch das (Deutſch⸗)Polniſche Inſtitut in Berlin mitgewirkt hat, fo ift es 
durchaus denkbar, daß ein deutſcher Fürſt filmiſch auch in einer weniger operettenhaften 
und kraftmeieriſchen Art auf dem Hintergrund polniſcher Ereigniſſe dargeſtellt werden 
kann, als es hier geſchehen iſt. Und der „Bettelſtudent“, der die deutſchen Perſonen in 
einer durch das Vorbild der Operette durchaus nicht bedingten Manier ins überſteigert 
Lächerliche verzerrt, wird, wenn er in Polen aufgeführt werden ſollte, ſicherlich Stürme 
ſchadenfroher Heiterkeit ernten. 

Die meiſte Beachtung verdient der „Ritt in die Freiheit“. Er behandelt den 
polniſchen Aufſtand von 1830/31 und iſt wie geſagt, eine hervorragende nationale 
Propaganda für Polen, — ausgeführt von einigen der beſten deutſchen Filmſchauſpieler. 
In der „Gazeta Polska“ hat Smogorzewſki beſtätigt, daß der polniſchen Filminduſtrie 
alle Vorausſetzungen für die Herſtellung eines ſolchen Filmes fehlen. Es iſt nicht ver⸗ 
wunderlich, wenn diejenigen, die einen nationalen Propagandafilm nicht nur als künſt⸗ 
lerifche Leiſtung, ſondern auch als das, was er fein ſoll: als eine politiſche Sand: 
8 ung, betrachten, ſich beim „Ritt in die Freiheit“ ihre beſonderen Gedanken machen. 
Diele Gedanken hat z. B. „Der Danziger Vorpoſten“ in folgenden Worten zum 
Ausdruck gebracht: „Der künſtleriſche Wert dieſes Films iſt nicht zu beſtreiten, auch nicht 
jeine ſtarke ethiſche Haltung. Aber nachdem wir den Film ‚Auguft der Starke', eine ſehr 
polniſch geſehene Faſſung des „Bettelſtudenten“ und u. a. auch noch eine ganze Serie 
von etwas zu einſeitigen Kulturfilmen über Polen über uns ergehen ließen, darf man 
wohl von Danzig aus einmal die Frage aufwerfen, ob es denn wirklich notwendig 
iſt, das deutſch⸗polniſche Abkommen im Film fo einfeitig auszulegen. Die deut: 
ſche Filminduſtrie macht ſich mit einer bewunderungswürdigen 
Uneigennützigkeit polniſche Geſichtspunkte zu eigen. Es iſt uns 
noch kein Fall bekannt geworden, in dem die polnifche Filminduſtrie ſich mit gleicher Liebe 
deutſcher Stoffe angenommen hätte. In Danzig jedenfalls laſſen ſich ſolche Fragen nur 
ſchwer zurückdrängen, weil ſich felbft in einem Film wie ‚Rift in die Freiheit für uns 
manchmal Parallelen aufdrängen, die unſere Einſtellung zu einem Film 
nicht unweſentlich beeinfluſſen können.“ j 

Unter den reichsdeutſchen Zeitungen, die ſich mit dem Film befaßt haben, haben einige, 
wie der „Völkiſche Beobachter“, dem Thema, da es nun einmal behandelt war, dadurch 
Verſtändnis abzugewinnen verſucht, daß fie es auf das Allgemein-Nationale 
abbogen. Aber auch dann noch ſcheinen einige Vorbehalte am Platze zu fein. Es ſei 
daran erinnert, daß Marſchall Pilſudſki im Jahre 1916 den Treueid, den die 
Mittelmächte von ihm und ſeinen Legionen verlangten, abgelehnt hat, weil er wußte, daß 
er nicht imftande fein werde, ihn zu halten. Den Aufſtändiſchen von 1830 aber war der 
Soldateneid, den fie geſchworen hatten, kein zureichender Grund, dem Zaren 
Gehorſam zu leiſten. Man kann wohl ſagen, daß das Handeln des Marſchalls volles 
Verſtändnis verdient, daß aber das Verhalten der am Aufſtand von 1830 teilnehmenden 
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zariſtiſchen Offiziere polniſchen Volkstums zum mindeften die peinliche Frage 
des „Soldateneides mit Vorbehalt“ aufwirft. Es gab damals im König⸗ 
reich Polen nicht wenige Offiziere polniſchen Volkstums, die ſich dem Aufſtand ihrer 
Landsleute unter vollem Einſatz ihrer Perſönlichkeit entgegenſtellten. Sie wurden, wie 
etwa Hauke, Blumer, Lubowicki, Siemonkowſki, Prembidi, Potocki, Mecescewſki und 
manche andere, von den Aufſtändiſchen erſchlagen, und ihre Leichen wurden zum Teil 
verſtümmelt und an Laternenpfähle gehängt. General Prembicki, der die Teilnahme 
am Aufſtand ablehnte, ſtarb mit den Worten: „Mein Eid und meine Ehre verbieten 
es mir“. Dieſe Offiziere unterſchieden ſich von denen, die im „Ritt in die Freiheit“ dar⸗ 
eſtellt werden, dadurch, daß ſie den Weg, den ſie freiwillig gewählt hatten, als ſie 
Offiziere des Zaren wurden, bis zur letzten Konſequenz zu Ende gingen, ohne ihr Volk, 
bei dem ihr Herz immer geblieben war, innerlich zu verraten. Auch die polniſche Seite 
ſcheint deshalb gegen den Film einige Bedenken zu haben, allerdings nicht aus ſittlichen, 
fondern aus durchaus ſtaatsegoiſtiſchen Gründen. Der Film proklamiert das 
Recht auf Rebellion gegen die ſtaatliche Ordnung — auch unter 
Bruch des Soldateneides. Es läßt ſich leicht denken, daß es den Polen nicht angenehm 
ſein könnte, dieſen Film in ihrem eigenen Staate vor einem Publikum abrollen zu laſſen, 
das mehr oder weniger ſtark mit Angehörigen fremden Volkstums durchſetzt if. Es ift 
daher durchaus verſtändlich, wenn von polniſcher Seite das 
Angebot der Ufa, den Film auch in einer polniſchen Verſion 
heraus zubringen, rundweg abgelehnt worden iſt. Und es iſt aus 
den gleichen Gründen begreiflich, daß die Führer der polniſchen Volksſplitter 
in Heutſchland eifrig bemüht geweſen find, die irredentiſtiſche Tendenz 
dieſes Filmes auf möglichſt viele ihrer Anhänger wirken zu laſſen und vor allem auch auf 
die, von denen ſie Hefen, daß ſie es einmal werden könnten. Denn ſie ſehen im Aufſtand 
von 1830/31 durchaus nicht eine Angelegenheit, die ausſchließlich das polniſche Verhältnis 
zu Rußland betraf. Es gehört ja auch nicht viel Phantaſie dazu, um zu begreifen, daß 
der „Ritt in die Freiheit“, wenn er Ausſicht auf ein Gelingen gehabt hätte, ſich ſchließlich 
ebenſo gegen Preußen wie gegen Rußland gewandt häkte; denn nicht 
umſonſt waren einige Tauſend Polen aus dem damals zu Preußen gehörenden Poſen 
heimlich über die Grenze gegangen, um ſich mit den Aufſtändiſchen zu vereinigen, und 
nicht umſonſt wurden im Poſenſchen zur Zeit des Aufſtandes in Ruſſiſchpolen einige 
preußiſche Armeekorps unter dem Befehl Gneiſenaus zuſammengezogen. Es wäre eine 
glückliche Entwicklung, wenn ſich in Deutſchland (auch in der Filminduſtrie) ſolche 
geſchichtliche und nationale Neben⸗ und Hintergedanken mit dem praktiſchen Handeln 
(auch mit der Abfaſſung eines Drehbuches) ebenfo ſelbſtverſtändlich verbänden, wie das 
in Polen der Fall iſt. 

Wenn aus dem Geſagten einige Folgerungen gezogen werden ſollen, dann vor allem 
dieſe eine: Jedes Volk hat die Propaganda, die es braucht, ſelber 
zu machen. Auch die Polen! Dem deutſchen Volke nimmt auch kein anderes die 
Mühe ab, ſich der Welt ſo vorzuſtellen, wie es iſt und wie es von ihr geſehen zu 
werden wünſcht. Die Polen jedenfalls werden ſich dieſe Mühe nicht machen. 

Und weiter: Der deutſchen Filminduſtrie wäre zu wünſchen, daß ſie ſich bei Filmen, die den 
Bereich des Zwiſchenvölkiſchen berühren, ein wenig mehr nach den Gefühlen 
derjenigen Deutſchen orientierte, die, in der Nachbarſchaft fremden Volkstums lebend, 
ein wacheres Gefühl für völkiſche Haltung beſitzen, als man es im 
allgemeinen bei den „Binnenländiſchen“ vorausſetzen kann. Der Maßſtab, der 
an Filme der genannten Art gelegt werden muß, hat derjenige der Volks- 
grenze zu ſein, nicht derjenige des großſtädtiſchen Unter⸗ 
haltungsbetriebes oder irgendeines abſtrakten Begriffes. 

Wenn die deutſche Filminduſtrie die Abſicht hat, den ſittlichen Wert des Nationalen an 
ſich, des Kampfes um die Freiheit, des Ringens um das Volkstum zu zeigen, dann darf 
man wohl darauf aufmerkſam machen, daß kein erkennbarer zwingender Grund vorliegt, 
ſich die Themen hierzu aus der Geſchichte anderer Völker zu holen, daß es in der 
deutſchen Geſchichte Stoff genug hierzu gibt, — nicht zuletzt auch in der Geſchichte 
des deutſchen Oſtens, für den die genannte Induſtrie bisher nur ein beſchränktes 
Intereſſe aufgebracht hat. 


Es muß ferner folgender Grundſatz aufgeſtellt werden: Das gegenſeitige 
Sichkennenlernen, von dem (der Theorie nach) die Filme der oben erwähnten Art 
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ja ein Teil fein follen, darfnihteineeinfeitige Tätigkeitbleiben. Das 
aber iſt es bis heute im weſentlichen geweſen. Nicht nur auf dem Gebiete des Films! 
„Schließlich fei folgende Bemerkung geſtattet: Wer ſich auf Grund einiger liebens⸗ 
würdiger Worte der Hoffnung hingibk, durch überſtürzte Vorleiſtungen die Gegenſeite zu 
ähnlichen Methoden romantiſcher Selbſtverleugnung verleiten zu können, iſt ſchließlich 
noch immer der Blamierte geweſen. Nichts anderes hat auch der „Völkiſche Beobachter“ 
gemeint, als er am 26. Januar aus Anlaß des 3. Jahrestages des Gewaltverzichtspaktes 
mit Polen feſtgeſtellt hat, „daß gewiſſe Fälle des deutſchen Bemühens, durch Preſſe und 
Volk den Polen das Gefühl der Sicherheit zu geben, (in Polen) nicht die erwünſchte Ruhe 
brachten, fondern im Gegenteil zu der Auffaffung führten, als könne 
Deutſchland überſehen werden.“ Dr. Kredel. 


„Das Jahr der Bauern“ 


Ganz grob geſehen, gibt es in Polen vier große politiſche Gruppen: die National⸗ 
demokratie, die Linksoppoſition, die Regierungsgruppe und die Volkspartei. Trotz der 
Verſchwommenheit ihrer ſtets wechſelnden Grenzen kann von den drei erſtgenannten 

Tuppen geſagt werden, daß ihre Poſition im innerpolitiſchen Leben Polens einigermaßen 
feſtgelegt iſt. Auf die vierte Gruppe, die Volkspartei, trifft das nicht zu. Dieſe Tatſache, 
daß die Volkspartei keine feſte innerpolitiſche Poſition innehat, iſt es in der Hauptſache, 
auf die ſich die Undurchſichtigkeit und Unſicherheit der innerpolitiſchen Lage zurückführen 
läßt. Denn die Volkspartei iſt diejenige Gruppe, die zweifellos den größeren Teil des 
polniſchen Bauerntums vor allem Mittel: und Güdpolens, alſo der Kernlandſchaften des 
Staates, hinter ſich hat; und das Bauerntum wiederum iſt in einem Agrarſtaate wie 
Polen derjenige Faktor, auf den es im politiſchen Leben des Staates letzten Endes 
immer ankommen wird. 


ſahen, verſtändlich. Man hoffte oder man fürchtete, daß die Volkspartei jetzt endlich eine 
ie innerpolitiſche Front beziehen und Be den Ae die ihr von = drei 
ee en Gruppen ſchon mehrfach gemacht worden waren, eine endgültige Wahl 
9 leben 8 Aber ai erwartete Klärung blieb aus. In den Referaten wurden nach 
mit dem Faſchie biagen erteilt. Es wurde verfichert, daß die Volkspartei weder 
weiterhin ſede Sr er es mit dem Rom munis mus zuſammengehen und auch 
des Sberſten Beck ehnen werde. Die „deutſchfreundliche“ Außenpolitik 


Deutſchland imperaliſliſcher Ziele verdächtigt und die Notwendigkeit freundſchaftlicher 


demokratiſchen Grundſätzen in Seim und Senat eine fei 

Vertretung eingeräumt wird. Es wurde erklärt, daß si en ee 
Wahrung ihrer völligen Selbſtändigkeit m . 
zuſammenzugehen, die fi zu den demok i ä 
bekennen. Es wurde daran erinnert, daß Polen f Ehen Sieg Due Bolledoiemun 
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der Demokratie bekennen. Wir werden mit denen zuſammengehen, die, ſtatt 
kritiklos in fremde Verfaſſungsmuſter vergafft zu ſein, zuſammen mit uns nach den für 
Polen geeigneten Entwicklungswegen ſuchen werden. Wir werden mit denjenigen zu⸗ 
ſammengehen, die die Notwendigkeit tiefgehender ſozialer und poli⸗ 
kiſcher Reformen anerkennen, um die Volksmaſſen aus dem Elend, der Verwahr⸗ 
loſung und der Erniedrigung herauszuführen, in der ſie ſich heute befinden.“ 

Der Warſchauer Kongreß hat zur Klärung der innerpolitiſchen Lage Polens keinen 
Beitrag geliefert. Man kann das dogmatiſche Bekenntnis der Volkspartei zu den Grund⸗ 
ſätzen der Demokratie als eine politiſche Stilverſpätung bezeichnen. Aber 
es iſt nicht zu beſtreiten, daß dieſes Bekenntnis eine ſehr reale politiſche Bedeu- 
tung beſitzt inſofern, als es ein Zuſammengehen der Volkspartei mit der Regierung 
verhindert. Denn die Forderungen nach „ehrlichen Wahlen“ iſt für die Regierung, die 
keinen ideellen Zuſammenhang mit den Volksmaſſen beſitzt, unannehmbar. Und Witos, 
deſſen ſtraffreie Rückkehr nach Polen die Volkspartei fordert, ſcheint für die Regierung 
unfragbar zu fein, da er — pielleicht — der einzige polniſche Politiker iſt, der noch 
imſtande wäre, die ſchweigende Maſſe der polniſchen Bauern zu einer politiſchen Macht 
im Staate zu mobiliſieren. Von der Volkspartei wird die der Bedeukung des Bauern⸗ 
tums entſprechende Beteiligung an der Führung des Staates gefordert. Die Berechtigung 
dieſer Forderung liegt auf der Hand. Unklar iſt es aber auch nach dem Kongreß von 
Warſchau geblieben, wie die Partei, die ſich als Repräſentantin des polniſchen Bauern⸗ 
tums fühlt, dieſer Forderung praktiſche Geltung zu verſchaffen gedenkt. Die Macht im 
Staate liegt in der Hand der Regierung. Und dieſe hat nicht die Abſicht, ſie mit einer der 
oppoſitionellen Gruppen zu teilen, vor allem nicht auf dem ins IIngewiſſe führenden 
Umweg über „demokratiſche Wahlen“. Es bleibt alſo bei dem bisherigen Spiel: Die 
Regierung wird weiter verſuchen, Ilneinigkeit im volksparteilichen Lager zu ſäen und 
deſſen Führern durch praktiſche Maßnahmen für die Bauern die Anhänger ſtreitig zu 
machen. Es iſt unſicher, ob ſie mit derartigen Verſuchen in Zukunft mehr Erfolg haben 
wird als bisher. Sicher aber iſt, daß dem polniſchen Bauern auf die Dauer nicht die 
Poſition in der Staatsführung verſagt bleiben kann, die ihm gebührt. Es kommt für 
Polen alles darauf an, daß es ihm gelingt, das ohne eine tiefgehende politiſche Erſchütte⸗ 
rung zu erreichen. Der Warſchauer Kongreß der Volkspartei berechtigt nicht dazu, 
in dieſer Frage optimiſtiſcher zu ſein als bisher. 


Deuiſche Berufsausſichten in Litauen 


Von den in Großlitauen ſiedelnden Deutſchen ſind ſchätzungsweiſe 60 v. H. 
Bauern; etwa 20 v. H. üben einen handwerklichen Beruf aus, und nur der verhältnis⸗ 
mäßig geringe Neft entfällt auf andere Berufe. Die Berufsgliederung der deut⸗ 
ſchen Volksgruppe Großlitauens iſt volkspolitiſch alſo bedeutend günſtiger als etwa 
diejenige der deutſchen Volksgruppen in Eſtland und Lettland. Günſtig iſt auch die 
allgeineine und enge verwandtſchaftliche Verbundenheit der ſtädtiſchen Deutſchen 
Großlitauens mit ihren Volksgenoſſen auf dem Lande. Und dasſelbe gilt auch für die 
Tatſache, daß bei den großlitauiſchen Deutſchen ſechs und mehr Kinder in einer Familie 
keine Seltenheit find. Das alles find Faktoren, die dazu berechtigen, den Be ſſt and 
der deutſchen Volksgruppe Großlitauens als geſichert anzuſehen, 
wenn es auch bedenklich iſt, daß der hohe Geburtenzuwachs durch die völkiſch gefährdeten 
Nachkommen der zahlreichen nationalen Miſchehen in ſeinen Auswirkungen abge⸗ 
ſchwächt wird. Vorausſetzung einer normalen Fortentwicklung iſt allerdings, daß von 
litauiſcher Seite keine gewaltſamen Eingriffe erfolgen. In dieſer Hinſicht ſteht nicht alles 
fo, wie es wünſchenswert wäre und dem Grundſatz der Achtung fremden Volkstums 
entſpräche. 

Jene typiſch ſtädtiſchen Probleme, die vor allem das Deutſchtum Eſtlands und 
Lettlands belaſten, beſtehen für die deutſche Volksgruppe Großlitauens nicht. Wohl iſt 
im Gefolge der politiſchen und wirtſchaftlichen Umwälzungen das ſtädtiſche Deutſchtum, 
das vor dem Kriege in Kauen und anderen Städten in ſozial gehobener Stellung gelebt 
hat, ärmer geworden. Doch iſt der ſoziale Abſturz bei weitem nicht fo allgemein 
und fo tief wie derjenige der Deutſchen in den alten baltifchen Provinzen des ruffifchen 
Reiches geweſen; und wirkliche Not, wie ſie unter den Deutſchen Oſtoberſchleſtens und 


66 


des tſchechiſchen Staates allgemein herrſcht, ift unter den Deutſchen Großlitauens nur 
verhältnismäßig ſelten zu treffen. Meiſt genügt der Einſatz der deutſchen Gemeinden, der 
allerdings noch nicht umfaſſend und vorbildlich iſt, um den Hunger der in Not geratenen 
Volksgenoſſen zu ſtillen. Einige Schwierigkeiten beſtehen in diefer Hinſicht vor allem in 
Kauen und in einigen anderen ſtädtiſchen Plätzen. Es kommt unter dieſen Umſtänden 
für die deutſche Volksgruppe Großlitauens weniger darauf an, ihren Gliedern das ſoziale 
Exiſtenzminimum zu erhalten, das im allgemeinen nicht ernſtlich bedroht iſt, als darauf, 
für eine allmähliche Hebung des Lebensſtandards Sorge zu 
tragen. Hier aber werden von litauiſcher Seite, namentlich auf dem Gebiete des 
deutſchen Schul- und ſonſtigen Bildungsweſens, erhebliche Schwierigkeiten gemacht. 

Die größten Ausſichten, und zugleich die völkiſch wertvollſten, beſtehen für die deurſche 
Jugend in der Landwirtſchaft und im Handwerk. Unerwünſcht iſt es, wenn, was heute 
noch vielfach geſchieht, ſich die in deutſcher Hand befindlichen Bauernhöfe durch Erbteilung 
zu Kleinbetrieben zerſplittern, die keine volle Ackernahrung mehr bieten. Wenigſtens dem 
Geiſte nach müßte im deutſchen Bauerntum Großlitauens das reichsdeutſche Erbhof⸗ 
recht nachgeahmt werden. Für die weichenden Erben laſſen ſich heute noch verhältnis⸗ 
mäßig leicht neue Arbeitsſtellen in der Landwirtſchaft finden, z. B. 
auf Keſtgütern als Verwalter, Speicherbeamte, Aufſeher u. a. m. Auch als Gärtner 
haben junge deutſche Kräfte noch gewiſſe Fortkommensmöglichkeiten. Wo etwas 
Kapital vorhanden iſt, ergibt ſich auch die Möglichkeit, landwirtſchaftliche Betriebe 
zu pachten. 

Das Handwerk bietet in Großlitauen ganz allgemein ziemlich günſtige Ent⸗ 
wicklungsausſichten. Auf die Dauer wird ſich aber nur der Qualitätsarbeiter durch— 
ſetzen können. Vor dem Kriege pflegten die jungen Deutſchen des Landes zur Aus⸗ 
bildung nach Kurland und Lioland zu gehen, wo fie bei deutſchen Meiſtern 
Aufnahme fanden. Dieſe Möglichkeit iſt heute erſchwert; und ein eigenes deutſches 
Ausbildungsweſen für den handwerklichen Nachwuchs beſteht in Großlitauen bis heute 
noch nicht. Als Facharbeiter können junge Deutſche in der Stellmacherei und 
Schmiederei ihr Auskommen finden; bei der Ausübung dieſer Berufe find wegen deren 
enger Verbindung mit der Landwirtſchaft aber auch gewiſſe Kenntniſſe in der Tischlerei, 
Sattlerei und Srechslerei nicht zu entbehren. Die Schmiederei und vor allem die 
Müllerei haben ſich in Großlitauen ſeit jeher vorwiegend in deutſchen Händen befunden. 
Das Deutſchtum hat heute Mühe, dieſe ſeine alte Poſition gegenüber der doppelten 
Konkurrenz des Kapital erfordernden techniſchen Fortſchritts und des vordringenden 
litauiſchen Volkstums zu behaupten. Auch in einigen anderen Berufszweigen ſind für den 
deutſchen Nachwuchs gute Fortkommensmöglichkeiten vorhanden, fo als Fleiſcher, 
Schneider, Schuhmacher, Töpfer, Schloſſer und Maurer. Es muß 
vermerkt werden, daß die ſich dieſen Handwerken zuwendenden Deutſchen den litauiſchen 
Mitbewerbern nicht das Brot ſtreitig machen; allenfalls könnten in einigen dieſer Berufe 
die auch bei den Litauern nicht beliebten jüdiſchen Elemente die Leidtragenden des 
deutſchen Wettbewerbs fein. An einzelnen Orten können auch deutſche Friſeure 
und Photographen auf ein gutes Fortkommen hoffen. 

Die akademiſchen Berufe ſind überfüllt. Die Ausſichten für die Deutſchen ſind 
in dieſen Berufen, vor allem wegen mancherlei geſetzlicher Hinderniſſe, gering. Der 
Bedarf der Volksgruppe an akademiſch gebildeten Kräften iſt nicht groß. Ein be⸗ 
ſchränkter Bedarf befteht an deutſchen Lehrern und Paſtoren. Doch iſt die Berufs: 
ausübung, die von der Genehmigung der litauiſchen Behörden abhängt, nicht garantiert. 
Die Induſtrie Großlitauens hat den Deutſchen nur geringe Möglichkeiten zu bieten. 
Die früher deutſchen Induſtriebetriebe find in volksfremde Hände übergegangen, und das 
Angebot an Arbeitskräften ift groß. Als Beamte find die Deutſchen nicht erwünſcht, 
und überdies iſt dieſe Laufbahn, ebenſo wie die militäriſche, mit dauernden Zurück⸗ 
ſetzungen, Gewiſſenskonflikten und völkiſchen Gefahren verbunden. Der Fauf- 
männiſche Beruf iſt zu ſehr den Behinderungen durch die willkürliche Hand⸗ 
habung der Zoll, Lizenz⸗, Monopol: und ſonſtigen Geſetze ausgeſetzt, um einen beſonderen 
Anreiz auf deutſche Volksangehörige ausüben zu können. 

Zuſammenfaſſend kann geſagt werden, daß für die Jugend der deutſchen Volksgruppe 
Großlitauens die Berufsausſichten im allgemeinen nicht ſchlecht ſind, vorausgeſetzt, daß 
die jungen Bewerber in die richtigen Bahnen gelenkt werden und eine ausreichende Fach⸗ 
ausbildung erhalten. Um den ſozialen Aufſtieg ſicherzuſtellen und den Lebensſtandard 
zu erhöhen, ſind allerdings noch erhebliche Anſtrengungen ſowohl der einzelnen Deutſchen 
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wie der deutſchen Geſamtheit notwendig. Die bei den „Deutſchen Nachrichten“ in Kauen 
beſtehende Arbeitsvermittlungs⸗ und Berufsberatungsſtelle genügt den Anforderungen, die 
an eine ſolche Einrichtung geſtellt werden müſſen, noch nicht. Auch die völkiſche Diſziplin 
der deutſchen Arbeitgeber läßt zu wünſchen übrig. Vor allem aber ſteht das deutſche 
Bildungs: und Organiſationsweſen unter dem harten Druck der ſtaatlichen Behörden. 


Die deutfchen Studenten in Polen 


Die an den Hochſchulen Polens ſtudierenden Angehörigen der deutſchen Volksgruppe 
find zum größten Teil in den „Vereinen Deutſcher Hochſchüler“ (BDH) 
zufammengefchloffen. Solche Vereine entſtanden zwiſchen 1924 und 1928 nach einander 
in Lemberg, Poſen, Warſchau und Krakau. Eine einheitliche Zuſammen⸗ 
faſſung der in den vier Hochſchulſtädten beſtehenden Vereine iſt durch das polniſche 
Hochſchulgeſetz von 1934 unterſagt. Das gleiche Geſetz verbietet auch, daß die an den 
Techniſchen, ee und ſonſtigen Hochſchulen Studierenden den an den Univerfitäten 
des gleichen Ortes beſtehenden Studentenvereinigungen beitreten. Ein ſo ungehindertes 
Zuſammenarbeiten, wie es den polniſchen Akademikerverbänden in Deutſchland erlaubt iſt, 
iſt den deutſchen Studenten in Polen alſo nicht möglich. 

Die Vereine Deutſcher Hochſchüler haben in den erſten Jahren ihres Beſtehens mit 
mancherlei inneren Unzulänglichkeiten zu kämpfen gehabt. Ein friſcherer Wind begann 
erſt unter der Einwirkung des ſich im Reiche anbahnenden Umbruches im Jahre 1932 in 
den teils bündiſch, teils korporatib eingeſtellten Gruppen zu wehen. Und in den letzten 
Jahren hat ſich der Typ des auslandsdeutſchen Studenten herausgebildet, 
der im Völkiſch⸗Sozialiſtiſchen ſteht, der nicht nur einen. Beruf erlernen, ſondern auch eine 
Berufung erfüllen will. Das Korporationsweſen, das namentlich in Lemberg, 
Warſchau und auch Krakau ſich niemals in demſelben Maße wie an den reichsdeutſchen 
Hochſchulen und IIniverſitäten hat ausbreiten können, ift von der volkspoliti⸗ 
ſchen Arbeit in den Hintergrund gedrängt worden. Doch ſind dieſer 
Arbeit, die rege und ertragreich durchgeführt wird, von polniſcher Seite enge Grenzen 

ezogen. Ein Hinauswirken der ſtudentiſchen Vereine in die breiteren Kreiſe der deutſchen 

e wird von polniſcher Seite nach Möglichkeit unterbunden. Verboten iſt 
z. B. die Durchführung von Vortragsabenden oder ſonſtigen Veranſtaltungen, wie ſie in 
großem Umfange von den polniſchen Studenten in Königsberg, Breslau und Berlin 
für die polniſchen Organiſationen in Stadt und Land durchgeführt werden. 

Der e ſtärkſte Verein iſt derjenige in Poſen, der etwa 140 Mit⸗ 
glieder zählt. ie übrigen Vereine können 60 bis 70 Mitglieder aufweiſen. 
Die Studenten gehören, mit Ausnahme von Lemberg, faſt ausſchließlich dem Mittel: 
ſtand an. So ſtudieren in Krakau vor allem die Beamtenſöhne aus den oſtober⸗ 
ſchleſiſchen und oſtſchleſiſchen Induſtriegebieten, etwa 70 v. H. aus dem ſtädtiſchen 
Mittelſtand ſtammende Deutſche. In Poſen ſtudieren neben einigen oberſchleſiſchen 
Deutſchen vorwiegend Söhne des ſtädtiſchen und bäuerlichen Mittelſtandes. Sehr gering 
iſt auffälligerweiſe der Anteil der Großgrundbeſitzerſöhne aus den ehemals reichsdeutſchen 
Gebieten; dieſe ziehen es zum größten Teil auch heute noch vor, ihre Studienzeit ganz oder 
vorwiegend an reichsdeuffchen Univerſitäten zu verbringen. In Warſchau rekrutiert 
fi) die deutſche Studentenſchaft aus dem bäuerlichen Mittelſtand Kongreß⸗ und Oſtpolens 
und dem Bürgertum der Induſtrieſtadt Lodz. Ganz anders iſt die deutſche Studenten⸗ 
ſchaft Lembergs zuſammengeſetzt, die zu faſt drei Vierteln aus Koloniſtenſöhnen 
beſteht. Ganz allgemein kann man feſtſtellen, daß die Deutſchen der einzelnen Teilgebiete 
Polens in der Hauptſache an „ihren“ Univerſitäten ftudieren, alſo die Poſener und Weſt⸗ 
preußen in Poſen, die aus Mittel- und Oſtpolen in Warſchau uſw. 

Daß ein größerer oder geringerer Teil der Studienzeit an reichsdeutſchen 
Univerſitäten abſolviert wird, iſt erklärlicherweiſe namentlich in den ehemals zum Reiche 
gehörenden Gebieten der Fall. Das erklärt ſich nicht nur aus der Tradition und auch 
nicht nur aus der im allgemeinen beſſeren wirtſchaftlichen Lage der ehemals reichsdeutſchen 
Gebiete, ſondern nicht zuletzt auch daraus, daß ſich die junge Generation des kongreß⸗ 
polniſchen und galiziſchen Deutſchtums in höherem Maße der volkspolitiſchen Aufgabe 
bewußt iſt, die ihre engere Heimat von ihnen erwartet. Tatſächlich ſind ja auch die 
ſpäteren, volkspolitiſch bedeutſamen Wirkungsmöglichkeiten für die deutſchen Studenten 
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Mittel⸗, Oſt⸗ und Südpolens größer als diejenigen der deutſchen Studenten in den 
akademiſch zum Teil überſättigten ehemals reichsdeutſchen Gebieten. Das gilt vor allem 
für die deutſchen Studenten in Lemberg, aus denen einmal die dem galiziſchen Deutſchtum 
heute noch fehlende ſtädtiſche Intelligenz⸗ und Führerſchicht hervorgehen ſoll. Es wäre 
dem Zuſammenwachſen der in den einzelnen Teilgebieten des polniſchen Staates ſiedelnden 
deutſchen Gruppen ſehr dienlich, wenn der Beſuch der Hochſchulen landſchaftlich nicht zu 
ſehr gebunden bliebe. Die Pofener könnten an der ſtarken Bodenſtändigkeit der deuffchen 
Koloniſten Mittelpolens, Wolhyniens und Galiziens viel lernen und umgekehrt könnten 
die anderen manches von den Deutſchen der ehemals reichsdeutſchen Gebiete abſehen. 
H. B. Nitſche. 


Auslanddeutſche Erneuerung 


Durch die Tatſache, daß ein Drittel des deutſchen Volkes außerhalb der Grenzen des 
Deutſchen Reiches lebt, erhält die Frage, ob und wie der weltanſchauliche Umbruch, der 
ſich mit der machtpolitiſchen Durchſetzung des Nationalſozialismus im Reiche vollzieht, 
auch die deutſchen Volksgruppen im Auslande erfaßt, eine für die geiſtig-politiſche Geltung 
des deutſchen Volkes in der Welt entſcheidende Bedeutung. Je tiefer die Wandlung im 
Reiche iſt, um ſo notwendiger iſt es, daß ſie ſich den Volksgruppen im Auslande mitteilt. 
Aber die ſtaatlich-organiſatoriſchen Mittel, die im Reiche eingeſetzt 
werden können, um dem nationalſozialiſtiſchen Denken zum Durchbruch zu verhelfen, es 
zu läutern und zu vertiefen, ſtehen dem Auslanddeutſchtum nicht zur Verfügung. 
Dieſes liegt der Einwirkung geiſtiger Gegenkräfte, die vor allem von den Fremdvölkern 
unter Einſatz ſtaatlichen Zwanges mobilifiert werden, nach allen Seiten hin offen. Und 
darüber hinaus fehlen dem Auslandsdeutſchtum auch die Mittel, die ſich in feinen eigenen 
Reihen gegen die Erneuerung erhebenden Widerſtände ebenfo raſch und wirkſam wie im 
Reiche zum Schweigen zu bringen und die mitunter lediglich durch perſönliche Gegenſätze 
verhinderte organiſatoriſche Geſchloſſenheit zu erzwingen. 

Es iſt eine ſelbſtverſtändliche und naturgegebene Erſcheinung, daß die geiſtige Revolution 
des deutſchen Menſchen, die ſich im Mutterlande vollzieht, überall über die politiſchen 
Grenzen hinauswirkt, wo Deutſche wohnen. Es iſt noch zu früh, eine Geſchichte der aus⸗ 
landdeutſchen Erneuerung zu ſchreiben. Es laſſen ſich aber gewiſſe grundſätzliche Gemein⸗ 
ſamkeiten ihrer Entſtehung, Entwicklung, Methode und Zielſetzung feſtſtellen. Das hat 
Hans R. Wieſe in feiner Schrift „Auslanddeukſche Erneuerung“ getan. 
(Volk und Reich Verlag, Berlin 1936, 88 Seiten, Preis kart. 3,— RM.) Wieſe hat 
feine Beobachtungen auf die deutſchen Volksgruppen der oftmiffel- 
europäiſchen Länder beſchränkt und unter dieſen vor allem das Deutſchtum in 
Poſen⸗Pommerellen, dem er ſelber entſtammt, zum Gegenſtand ſeiner Betrachtung gemacht. 
Es iſt wohl nützlich, daß den Deutſchen im Reiche hierüber etwas mitgeteilt wird, aber es 
iſt noch nicht an der Zeit, eine Entwicklung, die noch nicht ausgereift iſt, zu bewerten. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß Wieſe die auslanddeutſche Erneuerung bejaht. Auf die 
organiſgtoriſſbyn. Tpweneg., in. Meter. Fer Ach, wUItz ige, Bh. r. im. Allgeinrpti. ichs in. 
Seine Schrift behält dadurch den Charakter einer ruhigen grundſätzlichen Betrachtung, 
ohne allerdings das Thema reſtlos erſchöpfen zu können. 

Die Grundlage des volkspolitiſchen Denkens und Handelns 
der alten, d. h. der in den Vorſtellungen der Vorkriegszeit lebenden Generation 
war das in den Minderheitenſchutzverträgen von 1919 feſtgeſetzte und im Völkerbund 
verankerte formal-rechtliche Syſtem. Das Weſentliche dieſes Syſtems iſt, daß es nur die 
Einzel p erſon, die ſich durch Raſſe, Sprache oder Bekenntnis von der ſtaatstragen⸗ 
den Mehrheit unterſcheidet, nicht aber die Volksgruppe kennt, daß es die Einzel⸗ 
perſon als ein Objekt feines Schutzes betrachtet, aber die Volksgruppe als 
Subjekt eines Rechtes leugnet, daß es nur perſönliche Intereſſen, 
aber keine Gemeinſchaftsrechte ſchützt (bezw. zu ſchützen vorgibt). Das Genfer 
Syſtem hat letzten Endes nichts anderes gewollt, als die von ihm als ſelbſtverſtändlich 
angeſehene Affimilierung für den Einzelnen weniger ſchmerzhaft zu machen. Die Ver⸗ 
teidigung des Lebensrechtes einer Volksgruppe, alſo einer Gemeinſchaft, hat es niemals 
als ſeine Aufgabe oder ſittliche Verpflichtung betrachtet. Es genügt die Feſtſtellung, daß 
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von den mehreren hundert Eingaben, die von „geſchützten“ Minderheitsangehörigen beim 
Völkerbunde eingereicht wurden, nur etwa zwei Dutzend vom Völkerbundsrate als einer 
Behandlung würdig anerkannt wurden und daß von dieſen wiederum kaum eine ſo 
entſchieden wurde, wie es die völkiſche Notlage der Antragſteller verlangte. Daß in 
einigen Fällen von den Antragſtellern eine „moraliſche Verurteilung“ der betreffenden 
Regierungen erzielt werden konnte, kann an der Feſtſtellung, daß der Minder⸗ 
heitenſchutz des Völkerbundes völlig ver ſagt hat, nichts ändern. Denn 
erſtens kamen die Entſcheidungen immer zu ſpät und zweitens ſtand hinter ihnen keine 
Autorität, die die betreffenden Regierungen zu ihrer Befolgung anhalten konnte. 
Mit dem Parlamentarismus, der zweiten „Waffe“ des liberalen Minderheitenſchutzes, 
war es nicht anders. Hin und wieder konnten die Abgeordneten der deuffchen Volks⸗ 
gruppen, wenn fie zufällig einmal im Parlament „das Zünglein an der Waage! bildeten, 
in einer mehr oder weniger nebenſächlichen Angelegenheit einen Vorteil erhandeln. Im 
Ganzen aber änderte die Tatſache, daß die Volksgruppen in den Parlamenten der 
oſtmitteleuropäiſchen Staaten vertreten waren, an den Methoden und der Wirkſamkeit 
der dort angewandten Minderheitenpolitik nichts. 

Zweifellos war es in den erſten Jahren nach dem Kriege das Gegebene, daß dieſe 
völkerbundlichen und parlamentariſchen Methoden von den Volksgruppenführungen 
er probt und angewandt wurden. Daß dieſe ſich aber auch dann noch auf die formal⸗ 
rechtlichen Methoden verſteiften, als man deren Ungeeignetheit, die Volkstumsrechte zu 
ſichern, längſt ſchon erkannt hatte, führte zu einer immer fühlbarer werdenden 
Entfremdung zwiſchen ihnen und ihrer Anhängerſchaft. Es kamen noch andere, 
weltanſchauliche Faktoren hinzu: Der alten Generation, die an der Führung war, ſagt 
Wieſe, der dabei vor allem die Verhältniſſe in den ehemals reichsdeutſchen Gebieten Polens 
im Auge hat, war der innerlich gefeſtigte und ſelbſtändig handelnde 
Auslanddeutſche ein fremder Begriff. Der Maßſtab ihres Handelns war derjenige 
einer im Zuſammenbruch von 1948 zugrundegegangenen Welt. Der Grundzug ihres 
Denkens war materialiſtiſſch. Der Inhalt ihres Wollens war im Grunde immer 
nach dem Stande ihres früheren Wohllebens orientiert. Zumeiſt war es ſo, daß faſt alle 
parteipolitiſchen, konfeſſionellen und weltanſchaulichen Richtungen, die es damals im Reiche 
gab, in den auslanddeutſchen Gruppen ihre Entſprechungen hatten. Wurde der offene 
Ausbruch der Gegenſätzlichkeiten durch den fremdvölkiſchen Druck, der auf den Bolks— 
gruppen laſtete, auch im allgemeinen gedämpft, ſo war doch von einer inneren Einheit 
faſt nirgends die Rede. Damit wird an ſich noch kein Vorwurf gegen irgendjemand 
erhoben. Der Wille, am Deutſchtum feſtzuhalten, wird auch keinem der zur alten 
Generation gehörenden Sachwalter der deutſchen Volksgruppen beſtritten, — ſofern ſie 
nicht zu denen gehören, die ſich heute als Gegner des Reiches, als des machtpolitiſchen 
Willensträgers des Deutſchtums in der Welt, bekennen. 

Es iſt die einfache Feſtſtellung einer Tatſache, wenn geſagt wird, daß die Vor⸗ 
kriegs generation in den deutſchen Volksgruppen ſeit einigen Jahren in der 
Führung, die ſie nicht mehr auszufüllen vermag, von der jungen Generation 
mehr und mehr abgelöſt wird (wobei die junge Generation nicht durch 
feſte Altersgrenzen abgeſteckt werden ſoll). Für dieſe Generation, deren älteſte Jahrgänge 
den Weltkrieg mit eben erwachendem Begreifen miterlebt haben, haben die Erinnerungen, 
von denen ihre Eltern zehren, und die Vorſtellungen, in denen dieſe aufgewachſen ſind, 
keine Bedeutung. Ihre erſten und bleibenden Eindrücke ſind ganz anderer Art: die 
gewaltige Kraftanſpannung des Krieges und die völkiſche Not. 
„Man hat ihr die Schulen genommen oder anational unigeftaltet, man hat fie be 
ſchimpft, man nimmt ihr Ausbildungsmöglichkeit und Arbeitsplatz; und überall aus 
demſelben Grunde: weil ſie deutſch iſt!“ Das Deutſchſein iſt die Sorge ihres Alltags 
und das Glück ihres Lebens. Aber das Deutſchſein ſchlechthin. Die Unterſchiede, die für 
ihre Eltern Gültigkeit hatten, das Katholiſche und das Proteſtantiſche, das Oeſter— 
reichiſche und das Preußiſche, das Reich- und das Armſein, das Bürger- und das Bauer⸗ 
ſein, all' das iſt für die junge Generation der deutſchen Volksgruppe zum mindeſten von 
untergeordneter Bedeutung. Die Kirche iſt für fie nicht mehr ein Faktor, der gleich- oder 
gar übergeordnet neben dem Volkstum ſteht, ſondern etwas, deſſen Wert ſie nach ſeiner 
Bedeutung für das Volkstum bemißt. Die junge Generation hat und beweiſt Initiative. 
Sie iſt gläubig, aber nicht demütig. Sie will nicht betreut, ſondern geführt ſein. Sie 
will Kameradſchaft. Sie denkt politiſch und ſteigert dadurch die kulturelle Gemeinſchaft 
mit dem Mutterlande zu völkiſcher Aktivität. Sie hat ſich bewußt unter das „volks⸗ 
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politiſche Kriegsrecht“ geftellt, das die fremden Völker dem Deutſchtum ihrer Staaten 
auferlegt haben. Sie hat Bewegung in die erſtarrten und zerbröckelnden Volksgruppen 
gebracht. Daß das zum inneren Kampf geführt hat und daß ſich die Fronten vielfach 
verkrampft und verbiſſen haben, iſt nicht ihre Schuld, und dafür kann auch nicht die „alte 
Generation“ ohne weiteres verantwortlich gemacht werden. Die Schuld liegt wo anders. 

Die Methoden des alten Minderheitenſchutzes haben verſagt. Es iſt notwendig, 
eine neue Form des Zuſammenlebens der Völker zu finden. Wieſe 
weiſt am Schluß ſeiner Schrift auf einige Grundſätze der notwendigen Neuordnung hin. 
„Für die Gegenwart ſind wir, ſoweit die Regelung der Beziehungen von Volk zu Volk 
zwiſchenſtaatlich erfolgen ſoll, klar auf einen Weg hingewieſen: den der zweiſeitigen 


Staatsverträge ... Zukünftige ‚Minderheiten’-Regelungen werden nicht mehr 
nur die Rechte der einzelnen Angehörigen einer Volksgruppe zu wahren haben, 
fondern die Lebenselemente einer nationalen Gemeinſchaft ... Die Nicht⸗ 


beteiligung von Angehörigen eines fremden Volkstums innerhalb eines Staates an der 
Stssksfoh tung iſt logiſcherweiſe eine Anerkennung ihrer Beſonderheit. Und dieſer 
Beſonderheit muß Rechnung getragen werden dadurch, daß man ihr bei Aberkennung 
der Rechte auf einem Gebiet, das nur Sache des Staatsvolkes iſt, nämlich der Führung 
des nationalen Staates, die Rechte für ihr Gebiet zuerkennt, nämlich die völkiſch⸗ 
kulturelle und, wo Anſprüche darauf geſtellt werden könnnen, auch die öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Selbſtverwaltung . . . Völkiſche Selbſtverwaltung aber 
kann nur gefordert werden, und hat nur dann einen Sinn, wenn die Gruppe, die den 
Anſpruch auf ſie ſtellt, eine in ſich geſchloſſene Gemeinſchaft bildet.“ Trotz aller inneren 
Streitigkeiten, die nicht zuletzt auch aus perſönlichen Gegenſätzen heraus mitunter ſo 
unangenehme Formen angenommen haben, ſind die deutſchen Volksgruppen auf dem 
Wege zu dieſer Gemeinſchaft. Der Nationalſozialismus im Reiche iſt eine Realität, die 
mehr Ueberzeugungskraft beſitzt als die Vorbehalte, die in den auslanddeutſchen Gruppen 
zunächſt von verſchiedenen Seiten gemacht worden ſind. 

Es iſt eine allgemeine Erſcheinung, daß die weltanſchauliche Orientierung der deutſchen 
Volksgruppen an der geiſtigen Revolution des Mutterlandes von den fremden Völkern 
mit dem wacheſten Mißtrauen beobachtet wird und daß ſich an die Beobachtung Be— 
fürchtungen knüpfen, die in der nationalſozialiſtiſchen Haltung keine Grundlage finden. 
„Der nationalſozialiſtiſche Staat iſt nicht imperialiſtiſch, weil 
Imperialismus dem völkiſchen Denken widerſpricht. So wenig 
der völkiſche Staat imperialiſtiſch ausgerichtet iſt, ſo wenig iſt die deutſche Volkstums⸗ 
bewegung irredentiſtiſch gerichtet.“ Es wird noch einige Zeit vergehen, bis ſich die anderen 
Völker von der Wahrheit dieſer Worte des Reichsinnenminiſters Dr. Frick überzeugen. 
Wann das auch geſchehen wird, eines iſt klar: Der Frieden kann nur geſichert fein, wenn 
er ein Frieden iſt nicht nur zwiſchen den Staaten, ſondern auch zwiſchen den 
Völkern. Der Nationalſozialismus hat die Parole von der Achtung vor fremdem 
Volkstum verkündet und danach gehandelt. Es iſt an den anderen Völkern, ſich 
zu entſcheiden. Dr. K. 


Achtung! Greuelpropaganda! 


Der „Lietuvos Aidas“ veröffentlichte am 17. Dezember v. J. unter der Ueberſchrift 
„Sammeln wir Erinnerungen aus der Zeit der deutſchen Be— 
ſetzu ng“ einen Aufruf, der ein merkwürdiges Licht auf die Methoden wirft, mit denen 
die amtlichen Kreiſe Litauens zur „Befriedung der öffentlichen Meinungsbildung“ in bezug 
auf Oeutſchland beizutragen gedenken. Der Aufruf beginnt mit folgenden Worten: „Die 
deutſche Beſetzung (während des Weltkrieges) kam uns unendlich ſchmerzlich an. Sie 
fügte uns in die Millionen gehende Schäden zu, quälte unaufhörlich und ohne Ende 
unſere Leute, demoraliſferte fie, erſtickte in allem unſer völkiſches 
Leben, zerſtörte und vernichtete unſere Kultur und fügte uns vielen 
anderen Schaden zu. Es darf in keinem Falle zugelaſſen werden, daß dieſe für unſer Volk 
fo ſchmerzlichen Geſchehniſſe in Vergeſſenheit geraten. .. Daher müſſen wir emſig 
und peinlichſt alle Erinnerungen an die deutſche Beſetzung 
fammeln und in befonderen Büchern herausgeben. Die Belgier haben das bereits in 
den Jahren 1922/23 getan. Es iſt die höchſte Zeit, daß auch wir uns dieſe Arbeit vor— 
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nehmen.“ Dann werden in dem Aufruf ins Einzelne gehende Anweiſungen gegeben, 
welchen Fragen bei der Aufzeichnung der Erinnerungen beſondere Beachtung geſchenkt 
werden ſoll. Da ſollen z. B. aufgeführt werden die Perſonen, „die von den Deutſchen 
erſchoſſen oder auf andere Weiſe zu Tode gequält worden ſind.“ Beſonderer 
Wert wird gelegt auf Abbildungen „der von den Deutſchen zum Foltern der 
Menſchen gebrauchten Werkzeuge“, auf Bilder „der Erſchoſſenen oder zu 
Tode gequälten Menſchen, der Begräbnisſtätten u. a. m.“ Weiter wird die 
Einſendung von Berichten darüber verlangt, welcher Liſten und Verteidigungsmittel ſich 
die Bevölkerung gegenüber den deutſchen Beſatzungsbehörden bedient hat, wie ſie ſich den 
„Verrätern und Provokateuren“ gegenüber verhalten hat, und wie fie ſich zu den „ge: 
heimen Kämpfern und Terroriſten gegen die Deutſchen“ eingeſtellt hat. Uſw. Es folgen 
ſchließlich die Mahnung, „ſich an die reine Wahrheit zu halten“, die Mitteilung, 
daß die eingeſandten Berichte „entſprechend redigiert“ werden ſollen, und das 
Verſprechen, daß die zur Verfügung geſtellten Unterlagen, Bilder und Aufzeichnungen nach 
Verwertung den Einfendern wieder zugeſtellt oder, mit deren Erlaubnis, in das Archiv der 
Univerfität Kauen eingereiht werden. Die Einſendungen find, wie am Schluß des Auf- 
rufes vermerkt wird, an den Redakteur der „Vokieciu okupacija“ („Deutſche Okkupation“), 
Petras Ruſeckas in Kauen (Zemaiciu 23) zu ſchicken. 

Der Aufruf läßt erkennen, daß man es hier nicht mit einer Materialſammlung zu tun 
hat, auf der eine objektive, geſchichtliche Darſtellung der Weltkriegsereigniſſe in den ehe⸗ 
maligen litauiſchen Gouvernements Rußlands aufgebaut werden ſoll; was hier vorbereitet 
wird, das trägt vielmehr — nicht bloß durch die ziemlich eindeutige Tendenz der 
geſtellten Fragen, fondern auch durch die Berufung auf das belgiſche 
Vorbild aus den Jahren 1922/23 — recht deutlich den Stempel einer deutſchfeindlichen 
Abſicht an ſich, deren Ziel es iſt, eine neue Greuelliteratur zuſammenzuſtellen. Es 
iſt keine Gewähr dafür gegeben, daß die einlaufenden Berichte auf ihre Zuverläſſigkeit 
nachgeprüft werden. Und ebenſo wenig iſt der Ton, in dem der Aufruf gehalten iſt, 
dazu geeignet, Vertrauen in die Objektivität ſeines Verfaſſers, der ſich eine „entſprechende 
Redigierung“ der Einſendungen ausdrücklich vorbehalten hat, zu erwecken. Es wird not⸗ 
wendig ſein, daß dieſes offenbar von litauiſcher Regierungsſeite gutgeheißene Unterfangen 
von den zuſtändigen deutſchen Stellen genaueſtens beobachtet wird, um gegebenenfalls 
rechtzeitig die zur Wahrung der Ehre der deutſchen Armee not⸗— 
wendigen Schritte unternehmen zu können. 

Es iſt in dieſem Zuſammenhange wohl angebracht, einmal an einem Beiſpiel feſtzu⸗ 
ſtellen, in welche Niederungen ſich die in Litauen erſcheinende Literatur über Deutſchland 
zu verirren vermag. Bei der Schrift, die hier erwähnt werden ſoll, handelt es ſich um 
eine vor etwa drei Jahren erſchienene Broſchüre von Dr. Jurgis Plieninis. Man 
wird an den Zitaten, die dieſer Broſchüre entnommen werden, unſchwer eine gewiſſe 
geiſtige Verwandtſchaft ihres Verfaſſers mit dem Urheber des oben erwähnten 
Aufrufes erkennen. Die Broſchüre gibt einen geſchichtlichen Ueberblick über die deutſch⸗ 
litauiſchen Beziehungen, der in einer Sturzflut von Schimpfworten förmlich ertrinkt. So 
heißt es von den Ritterndes Deutſchen Ordens z. B.: Sie ſeien „nichtstueriſche 
Herumtreiber“ geweſen, denen „der Kampf gegen die Türken zu gefahrvoll und mühſam“ 
geweſen ſei und die daher nach Preußen gekommen ſeien, „um ſich dort billigere Lorbeeren 
zu pflücken“. Sie ſeien „Diebe, Räuber und Mörder“ geweſen, deren Kampf die „Furcht: 
barſte und teuflichſte Verhöhnung der Taufe, der Kirche und des Chriſtentums“ geweſen 
ſei. Sie ſeien „ſtaatlich privilegierte Banditen“ geweſen, die „ſtatt Kirchen Gefängniſſe 
und Burgen“ errichtet und „mit einer Habgier, die über Leichen ſchritt“, das Land aus⸗ 
geſaugt hätten. Sie ſeien „ſcheinheilige Mordbrenner und ſadiſtiſche Maſſenmörder“ 
geweſen, an die ſich die heutige Zeit „nur noch mit Grauen zu erinnern vermöge“. 

Auch über die Zeit der deutſchen Beſetzung der litauiſchen Gouvernements 
handelt dieſe Broſchüre. Es iſt da von „der räuberiſchen und blutigen Tätigkeit der 
deutſchen Verwaltung“ die Rede, deren „Schurkereien“ zu ſchildern, „nicht genügend Tinte 
und Papier herbeigeſchafft werden könne“. Die Deutſchen hätten „überhaupt keinen 
Anſtand beſeſſen“; in den Kirchen hätten ſie ſich „wie Betrunkene in einer Kneipe“ 
benommen. Sie hätten das Land ausgeplündert, die Menſchen mit Knuten geſchlagen und 
wie Hunde gehetzt, das Vieh mit Maſchinengewehren erſchoſſen und die Frauen vor die 
Pflüge geſpannt. Sie hätten in ſinnloſer Raſerei die Häuſer der Bauern verbrannt, die 
ſchönſten Bäume in den Gärten mit Petroleum übergoſſen und als Fackeln entzündet, die 
Kriegsgefangenen in Häuſern zuſammengetrieben und lebendig verbrannt. „Niemand in 
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der Welt konnte fo viele Martern in den Gefängniſſen erfinden wie die Deuffchen. . . Sie 
bekamen Luft, alle Bürger Litauens zu phofogtaphieren, fie trieben die Menſchen in 
Ställe zuſammen und ließen fie dort mehrere Tage mit dem Vieh eingefperrt, fie hielten 
fie wie das Vieh und gingen mit ihnen um wie mit Vieh.. Wenn fie einen Trauerzug 
trafen, warfen ſie den Toten aus dem Wagen heraus und zwangen die Litauer, ſie zu 
ihren Geliebten zu fahren. ..“ Im gleichen Ton wird dann von den Deutſchen in Memel 
und von den nationalſozialiſtiſchen Führern im Reiche geſprochen. „Mit größter Achtung“ 
aber wird „an den fleckenloſen Namen Erzbergers erinnert...“ (). Das gerade dieſer 
als „einer der wenigen anſtändigen Deutſchen“ (I) erwähnt wird, deutet darauf hin, daß 
der Verfaſſer der Broſchüre zum klerikalen Lager gehört, alſo zu derjenigen 
Gruppe, die auch heute noch in ihren Blättern, wie vor allem dem „Lietuvos Zinios“, die 
übelſte Hetze gegen Deutſchland betreibt, — ohne daß die Regierung ein Einſchreiten hier⸗ 
gegen für zeitgemäß hielte. 


Oſtland⸗Chronik 


Ein polniſcher Vierjahresplan 

Im Haushaltsausſchuß des Warſchauer 
Sejm verkündete der ſtellvertretende Mi⸗ 
niſterpräſident Kwiatkowſki am 5. Fe⸗ 
bruar ein Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programm, zu deſſen Durchführung 
innerhalb eines vierjährigen 
Zeitraumes rund 24 Milliar⸗ 
den Zloty bereitgeſtellt werden ſollen. 
Durch dieſen Vierjahresplan ſoll vor allem 
die polniſche Wehrkraft geſtärkt 
und auf ein modernes Niveau geſtellt 
werden. Die Induſtrialiſierung 
Polens ſoll ſyſtematiſch durchgeführt und 
damit die durch den natürlichen Bevölke⸗ 
rungszuwachs ſtändig ſteigende (wenn auch 
ſtatiſtiſch nicht erkennbare) Arbeitsloſigkeit 
beſeitigt werden. Die polniſchen Rohſtoffe 
ſollen nach Möglichkeit im eigenen Lande 
verarbeitet und die UInterſchiede in der 
wirtſchaftlichen Struktur überwunden wer⸗ 
den, die zwiſchen den Weſt- und Oſtgebieten 
des Staates beſtehen. Im Raume von 
Sandomierz an der Weichſel ſoll ein neues 
Zentrum der Rüſtungsinduſtrie ausgebaut 
werden. Es ſoll verſucht werden, die 
briegswichtigen Induſtrien nach 
Möglichkeit in die zentral⸗ 
gelegene Sicherheitszone des 
Staates zu konzentrieren. Vor 
allem ſoll auch die polniſche Energie⸗ 
wirtſchaft umgebaut werden. Die Ab: 
hängigkeit von den im oſtoberſchleſiſchen 
Kohlenrevier liegenden Hauptenergiequellen 
ſoll abgeſchwächt werden. Das bisherige 
Syſtem der kleinen Elektrizitätswerke, die 
teuren Strom für einen begrenzten Abſatz⸗ 
raum liefern, ſoll durch ein weiträumiges 
Hochſpannungsnetz erſetzt werden, das ſo⸗ 
wohl auf der oſtoberſchleſiſchen Kohle wie 
auf den Waſſerkräften Süd⸗ und 


zum Teil auch Mittelpolens ſowie auf den 
Erdgas vorkommen des galiziſchen 
Erdölgebietes baſiert. Einen wichtigen 
Platz nehmen im Vierjahresplan die für 
den weiteren Aus bau Gdingens vor⸗ 
geſehenen Maßnahmen ein. So iſt die 
Neuanlage von Schutzwällen, die Ver⸗ 
tiefung des Kohlenumſchlaghafens, die Ber: 
längerung der Mole für den Paſſagier⸗ 
verkehr und der Bau eines Induſtriekanals 
in Ausſicht genommen, der ein großes, für 
die Anſiedlung von Induſtrie⸗ 
werken beſtimmtes Gelände unmittelbar 
am Hafen erſchließt. Weiter ſollen in 
Gdingen neue Umſchlags anlagen, 
Eiſenbahnanſchlüſſe und Ma: 
gazine entſtehen. Der Fiſcherei⸗ 
hafen von Großendorf ſoll aus: 
gebaut, Putzig mit Großendorf durch einen 
Kanal verbunden und die Hochſeefiſcherei 
unter dem Geſichtswinkel der Rohſtoff⸗ 
beſchaffung durch den Neubau von 40 
Motorkuttern für die Oſtſee- und 8 He⸗ 
ringsdampfern für die Nordſeefiſcherei ge: 
fördert werden. Die beiden wichtigſten 
Programmpunkte des Vierjahresplanes 
heißen: Gdingen und Sandomierz, 
Seegeltung und Rüſtun Wie 
aus einem Fiſcherdorf der größte Oſtſee⸗ 
hafen gemacht worden iſt, ſo ſoll auf 
Grund des neuen Planes in dem Winkel 
zwiſchen Weichſel und San, einem wirt⸗ 
ſchaftlich bisher brach liegenden Gebiet, ein 
neues Induſtriezentrum geſchaffen werden. 


Beſchäftigung von Ausländern in Polen 
Am 29. Januar iſt eine Aenderung der 
Verordnung über die Beſchäf⸗ 
tigung von Ausländern vom 
4. Juni 1927 in Kraft getreten. Danach 
werden Genehmigungen zur Beſchäftigung 
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von ausländiſchen Arbeitskräften nur dann 
erteilt, wenn die zuſtändige Wojewodſchafts⸗ 
behörde der allgemeinen Verwaltung der 
Anſicht iſt, daß die Arbeitsmarkt⸗ 
lage dies geſtattet, daß ein tatſächliches 
volkswirtſchaftliches Bedürf⸗ 
nis vorliegt oder daß es ſich um die Be⸗ 
ſchäftigung von Perfonen in leiten⸗ 
den Stellungen handelt. Die Genehmi⸗ 
gungen werden grundſätzlich für die 
Dauer nur eines Jahres erteilt. Aus⸗ 
nahmen ſind in dringenden Fällen möglich. 
Die erteilten Genehmigungen können j e⸗ 
derzeit zurückgezogen werden, 
wenn es die genannte Behörde im ſtaat⸗ 
lichen, wirtſchaftlichen oder ſozialen Inter⸗ 
eſſe für zweckmäßig hält. Berufungen 
gegen die Entſcheidungen der Wojewod⸗ 
ſchaftsbehörden werden vom Miniſter für 
ſoziale Fürſorge im Einvernehmen mit dem 
Innenminiſter entſchieden. Ausländi⸗ 
ſchen Angeſtellten, die ſich minde⸗ 
ſtens ſeit dem 1. Januar 4922 (bis⸗ 
her ſeit dem 1. Januar 1921) auf dem Ge⸗ 
biet des polniſchen Staates aufhalten, 
werden durch die Kreisbehörden der allge 
meinen Verwaltung beſondere Beſcheinigun⸗ 
gen ausgeſtellt, die von der genannten Be⸗ 
hörde nach ihrem freien Ermeſſen befriſtet 
werden, ſofern etwaige internationale Ab- 
kommen nicht etwas anderes beſtimmen. 
Nach denſelben Grundſätzen werden auch 
den Kindern der erwähnten Angeſtellten 
Arbeitsbeſcheinigungen erteilt, auch wenn 
ſie nach dem 1. Januar 1922 geboren ſind, 
ſofern ſie ſich ſtändig im Gebiet des polni⸗ 
ſchen Staates aufgehalten haben. Die aus⸗ 
ländiſchen Arbeitskräfte in Polen ſind alſo 
von der ſtändigen Gefahr des Exiſtenz⸗ 
verluſtes bedroht. 


Ein polniſcher Schulleiter 


Der Elternverein der deut⸗ 
ſchen Minderheitsſchulen in 
Kattowitz veranſtaltete vor einiger Zeit 
mit Erlaubnis der Schulbehörde eine ge— 
meinſame Weihnachtsfeier für die 
Kinder der genannten Schulen. Der Eltern⸗ 
verein hatte aus eigenen Mitteln für die 
bedürftigen Kinder, die im Einvernehmen 
mit den Schulen feſtgeſtellt worden waren, 
Geſchenke geſtiftet. Die ſonſt gut ver⸗ 
laufene Feier wurde jedoch durch das flegel⸗ 
hafte Auftreten eines Polen, des Schul⸗ 
leiters der Zalenzer Minderheitsſchule, 
Otremba, geſtört. Dieſer Otremba 
ließ von ſeinen polniſchen Komplicen ſämt⸗ 
liche, für die Kinder beſtimmten Weih⸗ 
nachtspakete öffnen, die Anhänger, 
auf denen die Namen der zu beſchenkenden 
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Kinder und Weihnachtsgrüße des Eltern⸗ 
vereins ſtanden, entfernen, die den Paketen 
beiliegenden Märchenhefte „be: 
beſchlagnahmen“ und ſchließlich die Pa⸗ 
kete nach eigenem Gutdünken, 
nicht nach dem Grade der Bedürftigkeit, an 
die Kinder verteilen. Der Elternverein ver: 
langte von Otremba die Herausgabe der 
geſtohlenen Märchenhefte, was von dieſem 
abgelehnt wurde. Ebenſo wurde von ihm 
die Rückgabe der willkürlich verteilten 
Weihnachtspakete, die für 320 bedürftige 
Kinder u. a. Schuhe und Kleidungsſtücke 
enthalten hatten, verweigert, mit der Be⸗ 
gründung, daß der Elternverein eine den 
Behörden nicht bekannte Organiſation und 
alſo nicht berechtigt ſei, Geſchenke zu ver⸗ 
teilen! In einer kürzlich veranſtalteten 
Proteſtverſammlung der deutſchen Eltern 
in Kattowitz löſte die Mitteilung der Einzel⸗ 
heiten dieſes Vorfalles ungeheure 
Empörung aus. Otremba iſt jener Typ 
des polniſchen Pädagogen, der von den pol⸗ 
niſchen Schulbehörden mit Vorliebe den 
öffentlichen Schulen mit deutſcher Unter: 
richtsſprache als Lehrer und Schulleiter 
zugeteilt wird, während zu gleicher Zeit 
zahlreiche ausgebildete Lehrkräfte deutſchen 
Volkstums in polniſchen Schulen beſchäf⸗ 
tigt werden oder überhaupt keine Ans 
ſtellung erhalten. 


Poſen wieder ohne Stadtparlament 


Die Poſener Stadtverord⸗ 
netenverſammlung, in der die 
Nationaldemokraten die Mehrheit beſitzen, 
iſt durch Verfügung des Innenminiſters 
vom 25. Januar auf gelöſt worden. Die 
Nationaldemokraten hatten durch Dbfteuf: 
tion die Wahl eines Stadtpräſidenten ver⸗ 
hindert. Daraufhin hatten die der Regie⸗ 
rungsgruppe angehörenden Stadtverord⸗ 
neten ihre Mandate niedergelegt, was dem 
Innenminiſter den formalen Grund zur 
Auflöſung des Stadtparlamentes gegeben 
hat. Ob und wann Neuwahlen ſtatt⸗ 
finden werden, ſteht noch nicht feſt. Bis 
auf weiteres wird die Stadt Poſen von 
einem Regierungskommiſſar ver⸗ 
waltet. Lodz und Po ſen find die beiden 
wichtigſten kommunalpolitiſchen Kampf⸗ 
plätze Polens. Dort iſt es die Links⸗ 
oppoſition und hier die Rechtsoppoſition, 
die auf dem Boden der Kommunalpolitik 
den Kampf gegen die Regierung durch⸗ 
exerziert. Daß das unter lärmenden Demon⸗ 
ſtrationen tagende Lodzer Stadtparlament 
mit feiner marxiſtiſch-jüdiſchen Mehrheit 
noch beſteht, während das eine endekiſche 
Mehrheit aufweiſende Poſener Parlament 


aufgelöft worden iſt, kann als ein Zeichen 
dafür ausgelegt werden, daß die Regierung 
den Kampf gegen rechts mit größerem 
Nachdruck als gegen links durchzuführen 
gedenkt. 


Deutſche Lehrerin ausgewieſen 


In der Kolonie Rachin bei Dolina 
(Oſtgalizien) wohnen 50 deutſche Fa⸗ 
milien inmitten einer ukrainiſchen Um: 
gebung. Die Errichtung einer deutſchen 
Schule iſt von den Behörden ſtets abgelehnt 
worden. Die Nachiner Deutſchen haben ſich 
während der letzten drei Jahre damit ge⸗ 
holfen, daß ſie ihren Kindern, die die fremd⸗ 
ſprachige Staatsſchule beſuchen müſſen, 
durch eine eigene Lehrerin Heimunter⸗ 
richt geben ließen. Auch in dieſem Win⸗ 
terhalbjahr ſollte das geſchehen. Aber die 
Staroſtei ſchleppte trotz mehrfachen Drän⸗ 
gens die Erteilung der vorgeſchriebenen be⸗ 
hördlichen Genehmigung des Heimunter⸗ 
richtes zunächſt mehrere Monate hin. Am 
18. Januar erging dann eine Vorladung 
an die Lehrerin und der Staroſt teilte ihr 
mit, daß ſie die Gemeinde binnen 
24 Stunden zu verlaſſen habe, 
da ſie Unruhe und Zwietracht nach Rachin 
gebracht habe; es ſei z. B. feſtgeſtellt wor⸗ 
den, daß ſeit ihrer Anweſenheit der Eifer, 
mit dem ſich die Mitglieder des Gfrzelec- 
verbandes an den vorgeſchriebenen Uebun⸗ 
gen beteiligen, bedenklich nachgelaſſen habe! 
Tatſächlich hat ſich die Lehrerin in der Zeit 
der erzwungenen Muße nur mit der Ein⸗ 
ſtudierung eines Familien⸗ 
abends befaßt, an dem die deutſchen 
Kinder Lieder und Gedichte vortragen und 
Spiele aufführen ſollten. Der Staroſt 
weigerte ſich, mehr Licht in ſeine dunklen 
Ausführungen über die angeblich „ſtaats⸗ 
feindliche“ Betätigung der Lehrerin zu brin⸗ 
gen. Es iſt offenſichtlich, daß es dem 
Staroſten um nichts anderes gegangen iſt 
als darum, die deutſche Erziehung der deut⸗ 
ſchen Kinder in Rachin zu verhindern. Ver⸗ 
mutlich iſt ſeine Karriere in Gefahr, wenn 
er nicht nachweiſen kann, daß er alles getan 
hat, die Deutſchen ſeines Amtsbereiches zu 
poloniſieren. 


Das Ehrenwort des Herrn Abſalon 

Der Direktor der Friedenshütte, 
Abſalon, hatte vor nicht langer Zeit 
einem Vertreter des Hauptvorſtandes der 
Gewerkſchaft deutſcher Arbeiter ſein 

hrenwort gegeben, daß er in Zukunft 
keine deutſchen Arbeiter mehr entlaſſen, und 
daß er, wenn das wegen Auftragsmangels 
dennoch notwendig ſein ſollte, vorher die 


Gewerkſchaft davon benachrichtigen werde. 
Trotz dieſes Ehrenwortes wurde ohne vor⸗ 
herige Benachrichtigung der deutſchen Ge⸗ 
werkſchaften am 13. Januar 15 Arbeitern, 
darunter 12 Angehörigen der deutſchen 
Volksgruppe, zum 26. Januar d. J. ge⸗ 
kündigt. Die Kündigung ließ ſich bei 
dem verhältnismäßig guten Geſchäftsgang 
der Friedenshütte nicht mit Auftragsmangel 
begründen. Als Grund wurde vielmehr 
„Nichtbefähigung zu den aus⸗ 
zuführenden Arbeiten“ genannt! 
Dabei handelt es ſich um Arbeiter, die, ohne 
jemals beſtraft oder als ungeeignet bezeich⸗ 
net worden zu ſein, ſeit Jahrzehnten (mit 
mehrmonatiger Arbeitsloſigkeit im Jahre 
1932) in der Friedenshütte gearbeitet 
haben. Der Hüttendirektor hat ſein ge⸗ 
gebenes Ehrenwort alſo gebrochen. Nicht 
minder ſchäbig haben ſich die polni⸗ 
ſchen Mitglieder des Betriebs⸗ 
rates gegenüber ihren deutſchen Arbeits⸗ 
kameraden verhalten; ſie haben ſämtlich 
gegen den Antrag des deutſchen Mitgliedes, 
den Demobilmachungskommiſſar in dieſer 
Sache anzurufen, Einſpruch erhoben! Die 
drei entlaſſenen Polen ſind wieder ein⸗ 
geſtellt worden. 


Ein Kampf um das Kind 


Der deutſche Volksangehörige Schlicht 
in Dirſchau wurde von der polniſchen 
Polizei verhaftet, weil er ſich ge⸗ 
weigert hatte, fein Kind in die 
polniſche Schule zu ſchicken. Er 
hatte ſich 20mal vergebens bemüht, von der 
Behörde für ſein Kind die Genehmigung 
zum Beſuch der deutſchen Privatſchule zu 
erhalten. Schlicht hatte ſein Kind ſeit 
Oktober v. J. täglich zur deutſchen Privat⸗ 
ſchule geſchickt, deren Leitung wegen der 
fehlenden behördlichen Genehmigung es 
jedoch nicht wagte, das Kind zum Unter⸗ 
richt zuzulaſſen. Die Zähigkeit, mit der 
dieſer deutſche Volksgenoſſe um das ihm 
zuſtehende Recht auf die deutſche Erziehung 
feines Kindes kämpft, iſt zu bewundern. Die 
deutſche Oeffentlichkeit wird dieſen Kampf 
gegen das Willkürregime der polniſchen 
Behörden mit tiefſter Anteilnahme weiter⸗ 
verfolgen. Ein ſolcher Fall wiegt zehn 
mehr oder weniger „freundſchaftliche“ Ver: 
ſicherungen polniſcher Politiker auf. 


Staat und Volksgruppe 


Das Deutſchtum in Polen verlangt 
die grundſätzliche Neuregelung 
des Verhältniſſes von Volks⸗ 
gruppe und Staat. Es verlangt die 
Erſetzung des Minderheitenſchutzes, 
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der den einzelnen Deutſchen zu einem Ob⸗ 
jekt der polniſchen Staatsgewalt macht, 
durch ein Volksgruppenrecht, das 
zwiſchen die Einzelperſon und den Staat 
die Volksgruppe ſtellt, die als eine mit 
gewiſſen rechtlichen Funktionen ausgeſtattete 
Gemeinſchaft die volkspolitiſchen Belange 
des Deutſchtums gegenüber dem Staate 
vertritt. Dieſer Forderung hat der „Dzi⸗ 
ennik Poznanski“ in ſeiner Nummer 
vom 29. Januar die grundſätzlich ab⸗ 
lehnende Haltung des Polentums gegen⸗ 
übergeſtellt. Dieſes zum Regierungslager 
gehörende Blatt hat am 29. Januar u. a. 
geſchrieben: „Der Staat ſchloß nie⸗ 
mals, ſchließt nicht und wird 
niemals Verträge, Einigungen 
oder Verſtändigungen mit ſei⸗ 
nen eigenen Bürgern ſchließen. 
Deshalb müſſen wir die Abſicht, ſich in der 
Rolle eines gleichen Kontrahenten gegen⸗ 
über dem Staat aufzuführen, als unzu⸗ 
läſſig bewerten. Es kann keine Rede 
von einer rechtlichen Normie-⸗ 
rung zwiſchen den Deutſchen 
polniſcher Staatsangehörig-⸗ 
keit gegenüber dem Staate und 
umgekehrt fein. Der polniſche Staat 
kennt keine völkiſchen Regiſter ...“ Dieſe 
Ablehnung wird von dem genannten Blatt 
ausdrücklich damit begründet, daß der pol⸗ 
niſche Staat den Deutſchen in Polen 
grundſätzlich das Recht auf Sicherung des 
materiellen Beſitzſtandes abſpricht, den ſie 
bisher noch zu behaupten vermochten. Das 
kommt in folgenden Worten unverhohlen 
zum Ausdruck: „Die wirtſchaftliche Lage 
des (polniſchen) Staates und des Dorfes 
erfordert es, daß alle Güter par⸗ 
zelliert werden. Alle Güter, polniſche 
ſowohl als deutſche, werden parzelliert 
werden. Die Deutſchen, die dank der Politik 
der Teilungsmacht dazu gekommen ſind (2), 
daß ſie dreimal mehr Erde beſitzen, als ihr 
Prozentſatz auf unſerer Erde beträgt (2), 
ſind ein reicheres Element, alſo ein weniger 
bedürftiges (als das polniſche). Unter 
dieſen Bedingungen wird die Agrarreform 
aus zwingenden Gründen vor allen Dingen 
die Bedürftigen berückſichtigen (alſo die 
Polen). Man wird die Urſachen der pol⸗ 
niſchen Unzufriedenheit gegenüber den deut⸗ 
ſchen Mitbürgern, die unbedingt beſſer 
geſtellt find (2), beſeitigen.“ Gegenüber 
dieſem ganz eindeutigen Bekenntnis 
zur Wegnahme deutſchen Be⸗ 
ſitzes können die Verſicherungen, Polen 
denke nicht daran, die Deutſchen an der 
ſchöpferiſchen Mitarbeit im Staate zu be⸗ 
hindern, es denke nicht daran, ſie aus ihren 
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Arbeitsſtellen zu verdrängen und ſie zu 
aſſimilieren, es hege keinen Haß gegen die 
Deutſchen, es erkenne ſie als gleichberechtigt 
an uff., nur als abgegriffene und unglaub⸗ 
würdige Redensarten wirken. Was aus den 
Worten des Poſener Regierungsblattes 
ſpricht, iſt nicht die Moral eines freien 
Volkes, ſondern die Moral von Ruckſack⸗ 


kommuniſten. 


Kein Völkerbundsſchutz für die Danziger 
Dppofition 
Im Unterhaus berichtete der briti⸗ 
ſche Außenminiſter Eden über die Behand⸗ 
lung der Danziger Angelegenheit 
auf der letzten Ratstagung des Völker⸗ 
bundes in Genf. In der Ausſprache wurde 
Eden von einem Abgeordneten der Labour⸗ 
Party gefragt, ob er verſichern könne, daß 
die Pflicht des Völkerbundes zum Schutz 
der Minderheit in Danzig durch 
die letzten Genfer Entſcheidungen nicht ab⸗ 
eſchwächt worden ſei. Eden gab auf dieſe 
Fi eine ausweichende Antwort und 
ſagte, daß er dieſe äußerſt 10 An⸗ 
gelegenheit nicht auslegen möchte. Er ver⸗ 
wies aber darauf, daß es ſich in Danzig 
nicht umeine Minderheit in der 
gewöhnlichen Terminologie des 
Völkerbundes handle, ſondern viel⸗ 
mehr um eine deutſche Minder⸗ 
heit, die gegenüber einer deut⸗ 
ſchen Mehrheit Obſtruktion 
ü be, alfo eine Situation entſtehen laſſe, 
die anormal ſei. Trotz der Weigerung 
des britiſchen Außenminiſters, eine ſcharf 
formulierte Erklärung zu der ihm geſtellten 
Frage abzugeben, läßt ſeine Antwort doch 
mit hinreichender Klarheit erkennen, daß er 
es nicht mehr für eine Aufgabe des 
Völkerbundes hält, die Intereſſen 
der Danziger Oppoſitionsfunktionäre gegen⸗ 
über dem Senat der Freien Stadt zu 
vertreten. 


Senator Batzer verläßt Danzig 


Der Senator für Volksaufklärung und 
Propaganda der Freien Stadt Danzig, 
Paul Batzer, iſt zurückgetreten. Er 
wurde in die Reichs leitung der 
NED. berufen. Baßer wurde 1930 zum 
Drfsgruppenleifer der Ortsgruppe Zoppot 
der RS DA P., 1931 zum Bezirksleiter der 
Stadt Danzig und zum Kreisleiter von 
Zoppot und Langfuhr ernannt. 1933 wurde 
er zum Volkstagsabgeordneten und Vize⸗ 
präſidenten des Volkstages gewählt, zum 
Leiter der Senatsabteilung für Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda, ferner zum 


Staatskommiſſar für das Winterhilfswerk 
und ſpäter zum Leiter der NSV. in Dan⸗ 
zig ernannt. 


Grenzregulierung in Oſtpommern. 

Wie an allen anderen Abſchnitten der 
Verſailler Grenze ſo hat auch am oſt⸗ 
pommerſchen Abſchnitt die ausgeklügelt 
böswillige Arbeit der ſeinerzeitigen Grenz⸗ 
regulierungskommiſſion zu fortgeſetzten 
kleineren und größeren Grenzzwiſchenfällen 
geführt. Zu dieſen Steinen des fortwähren⸗ 
den Anſtoßes gehören auch zwei im Grenz⸗ 
zuge liegende oſtpommerſche Seen, der 
Swanktee- und der Bukowinſee. 
Die Grenzlinie führt mitten durch dieſe 
Seen hindurch. Sie waren jedoch ſeiner 
Zeit von der Grenzregulierungskommiſſion 
nicht markiert worden; ſondern man 
hatte ſich damit geholfen, daß man auf der 
Waſſeroberfläche ſchwimmende Rundhölzer 
verankerte. Dieſe Grenzmarkierungen wur⸗ 
den im Laufe der Zeit durch Sturm, Eis⸗ 
druck oder auch eigenmächtige Eingriffe der 
Grenzbewohner verſchoben, was zu häufi⸗ 
gen unerfreulichen Grenzſtreitigkeiten Anlaß 
gab. Um dem abzuhelfen, traten die beider⸗ 
ſeitigen Grenzbehörden mit einander in 
Fühlung. Die Verhandlungen dauerten 
mehrere Jahre. Jetzt ſind ſie endlich zum 
Abſchluß gekommen. Die Zeit des ſtrengen 
Froſtes wurde dazu benutzt, die Grenze 
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neu zu vermeſſen. Die alten Mar⸗ 
kierungen wurden entfernt und durch weit⸗ 
hin ſichtbare rote Blechbojen erſetzt, die an 
ſchweren Zementblöcken verankert wurden. 


Mackiewicz gegen „Polska Zachodnia“ 

Vor einigen Monaten richtete der be⸗ 
kannte Journaliſt Mackie wicz im Wil⸗ 
naer „Slowo“ heftige Angriffe gegen die 
Perſon und die Verwaltungsmethoden des 
Kattowitzer Wojewoden Grazynſki. 
Dieſe Angriffe hatten zwei Prozeſſe zur 
Folge. Im erſten, in dem der attackierte 
Wojewode als Kläger auftrat, wurde 
Mackiewicz zu drei Monaten Gefängnis 
und einigen hundert Zloty Geldſtrafe ver⸗ 
urteilt. Im zweiten Prozeß ſaß der ver⸗ 
antwortliche Schriftleiter der „Polska 
Zachodnia“, Wilhelm Chole wa, auf der 
Anklagebank. Das genannte Blatt hatte 
nämlich in einem Artikel, der unter der 
Ueberſchrift „Es iſt zwar Mackiewicz, aber 
es riecht nach Flegelei“ erſchienen war, den 
Angriff auf Grazynſki durch die Be⸗ 
ſchimpfung Mackiewiczs abzuwehren ver⸗ 
ſucht. Der Schriftleiter der „Polska 
Zachodnia“ vermochte den Wahrheitsbeweis 
für ſeine beleidigenden Behauptungen nicht 
zu erbringen. Er wurde wegen Beleidigung 
zu 6 Wochen Gefängnis verurteilt. 
In beiden Prozeſſen iſt von den Verurteil⸗ 
ten Berufung eingelegt worden. 


Bücher über den Oſten 


Die oſtdeutſchen Kietze. Von Herbert 
Ludat. Verlag Guſtav Kunze (Dornblüth 
Nachf.), Bernburg 1936. 224 Seiten und eine 
Karte. Preis broſch. 10,— RM. — Die 
Arbeit iſt in den „Veröffentlichungen des Ver⸗ 
eins für Geſchichte der Mark Brandenburg“ 
erſchienen. Ludat unterzieht die geſamte Lite⸗ 
ratur über das Kietzproblem einer eingehenden 
kritiſchen Prüfung und tritt einer ganzen Reihe 
landläufiger Auffaſſungen über dieſes Problem 
entgegen. Er ſondert zunächſt die „echten“, 
d. h. die aus der ſlawiſchen Siedlungsperiode 
ſtammenden Kietze von den neuentſtandenen 
Pſeudokietzen. Als das Hauptmerkmal der 
„echten“ Kietze, deren er in Brandenburg, Med: 
lenburg, Pommern und Pofen-Weftpreußen ins⸗ 
geſamt 74 feſtgeſtellt hat, bezeichnet er die Lage 
an ſtrategiſch wichtigen Punkten im Schutze von 
Burgen. Daraus erklärt er die Tatſache, daß 
die weit überwiegende Mehrzahl der Kietze, 
aber nicht alle, an Gewäſſern liegen und daß 
ihre Einwohner vorwiegend, aber nicht aus⸗ 
ſchließlich, mit Fiſchfang beſchäftigt waren. 
Ludat unterſucht weiter die völkiſchen Verhält⸗ 
niſſe der Kietze, ihre Beeinfluſſung im Zuge der 


deutſchen Wiederbeſiedlung des Landes öſtlich 
der Elbe⸗Saale⸗Linie, ihre rechtlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedingungen, die Herkunft des 
Namens „Kietz“, uſw. Beſonders bemerkens⸗ 
wert ſind folgende zwei Ergebniſſe, zu denen 
Ludat auf Grund ſeiner Studien gelangt: Von 
den 202 als „Kietze“ bezeichneten Oertlichkeiten, 
die in den oben erwähnten Gebieten feſtgeſtellt 
werden konnten, ſtammen nur 74 aus ſlawiſcher 
Zeit. Die Eindeutſchung dieſer „echten“ Kietze, 
die ſich ohne jede Zwangsmaßnahme vollzog, 
war mit ganz wenigen Ausnahmen bereits vor 
etwa einem halben Jahrtauſend zum Abſchluß 
gekommen, was um ſo bemerkenswerter iſt, als 
die Kietze, als geſchloſſene und feſtgefügte Ge⸗ 
meinweſen, unter den ſpärlichen ſlawiſchen 
Siedlungen des vom Deutſchtum wieder in 

ſeſitz genommenen Landes verhältnismäßig am 
längſten ihre völkiſche Eigenart zu bewahren 
vermochten. Dr. K. 

Veit Stoß. Der Lebensroman eines deut⸗ 
ſchen Künſtlers. Von Paul Johs. Ar⸗ 
nold. Verlag Quelle und Meyer, Leipzig 1936. 
216 Seiten. Preis Ganzleinen 4,80 RM. — 
Unter den Romanen, in denen verſucht worden 
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ift, das Leben eines Künſtlers, von dem nur 
noch ſeine Werke und die Archive erzählen, nach⸗ 
zugeſtalten, kann man dieſen Roman von Ar⸗ 
nold zu den am beſten gelungenen zählen. Eine 
hohe Kunſt des Dialoges und eine gepflegte 
Sprache der Erzählung zeichnen ihn aus. Die 
eiftige Umwelt, in die die Perſönlichkeit des 

ürnbergers Veit Stoß hineingeſtellt war und 
in die der romaniſche Individualismus der Re⸗ 
naiffance von der einen und der weltanſchauliche 
Umbruch der Reformation von der anderen 
Seite einzudringen begann, wird lebendig. Auch 
die räumliche Spannung zwiſchen Krakau und 
Nürnberg, die das Schaffen des deutſchen 
Meiſters beherrſchte, klingt an. In allem und 
jedem war Veit Stoß immer ein Deutſcher, und 
Nürnberg war ſeine Heimat nicht nur als die 
Stadt ſeiner Herkunft, ſondern auch als der 
Quell, aus dem ſein Künſtlertum wuchs. Der 
Roman beginnt mit der Zeit, als Veit Stoß 
ſein größtes Werk, den Marienaltar in Krakau, 
fertiggeſtellt hatte, und als mit der Heimkehr 
nach Nürnberg ſein tragiſches Schickſal begann. 
Weder die Gunſt des polniſchen Königshofes 
noch der Ruhm und der Reichtum, die ihn in 
Krakau umgeben hatten, konnten ihn halten. 
Und auch die ſchwerſten Schickſalsſchläge die ihn 
in Nürnberg heimſuchten, konnten ihn nicht noch 
einmal von ihm trennen. Sein Kampf 
gegen dieſe Stadt war in Wahrheit ein Kampf 
um ihre Liebe. Nicht als Feind Nürnbergs 
geriet er in jenen tragiſchen Konflikt mit dem 
Rate der Stadt, der ſein Leben überſchattete, 
ſondern weil er dem Rate das Recht abtrotzen 
wollte, der Stadt mit ſeiner Kunſt in der per⸗ 
ſönlichen Ungebundenheit, auf die er Anſpruch 
zu haben glaubte, zu dienen. Nürnberg war 
für Stoß die Stadt ſeines Schickſals im Guten 
wie im Böſen. 


getan, aber eben was ſie 
konnten. Aber was konnten fie alle tun? Fremde 
Meiſter holen aus dem Norden, aus Nürnberg, 
Italien, Frankreich und ihnen gute Aufträge 
geben, und die deutſche Gemeinde tat ebenſo. 
Die Meiſter ſchufen ihre Werke — und gingen 
wieder. Das Werk ſteht da, gut und ſchön, 
aber es wuchs hier nicht. Der Boden fehlt, in 
den es keimt und quillt, und den können auch 
Könige mit fremden Meiſtern nicht ſchaffen.“ 
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Das ſind Worte, die für Krakau ebenſo richtig 
ſind wie für Veit Stoß. Dr. K. 


Auslandsdeutſche Quellenkunde 1924 — 1933. 
Von Richard Mai in Verbindung mit dem 
Volksbund für das Ausland herausgegeben von 
Dr. Emil Clemens Scherer. Weidmannſche 
Buchhandlung, Berlin 1936. 504 Seiten. — 
Dieſes umfangreiche Nachſchlagewerk hat 
es ſich zur Aufgabe geſtellt, nach Möglichkeit 
alle erreichbaren Veröffentlichungen über das 
Deutſchtum im Ausland zuſammenzuſtellen. 
Nicht mit eingeſchloſſen ſind ſinngemäß die Ver⸗ 
öffentlichungen, die ſich auf Oeſterreich, Danzig, 
Luxemburg und die Schweiz beziehen. Es ſind 
ſowohl Bacher wie Einzelaufſätze aus Zeit⸗ 
ſchriften uſw. berückſichtigt worden. Aufgeführt 
ſind auch Sonderhefte, die beſtimmte einſchlägige 
Themen behandeln, Zeitſchriften, die von aus⸗ 
landdeutſchen Gruppen herausgegeben werden 
oder ſich ſonſt laufend mit auslanddeutſchen 
Fragen befaſſen. In jedem Falle ſind der Titel 
(des Buches bezw. des Auffages), der Verfaſſer, 
der Verlag und das Erſcheinungsjahr angegeben. 
Durch eine zweckentſprechende Einteilung und 
ein angehängtes Namensverzeichnis ift die 
Ueberſicht über das Werk, das auf jeder Seite 
durchſchnittlich 50 Titel verzeichnet, erleichtert. 
Für die Bearbeitung ſind nicht nur die erreich⸗ 
baren Allgemein⸗ und Sonderbibliographien des 
In- und Auslandes herangezogen, ſondern auch 
hunderte von Jahrgängen meiſt reichsdeutſcher 
Zeitſchriften ausgewertet worden. Auf dieſe 
Weiſe iſt eine Quellenkunde des Ausland⸗ 
deutſchtums zuſtandegekommen, die den Bedürf⸗ 
niſſen im allgemeinen gerecht zu werden vermag. 
Die ſchöne Literatur iſt nicht mit aufgenommen 
worden. Dagegen ſind einige Gebiete, die mit 
dem Auslanddeutſchtum eng verkünpft ſind, wie 
Kolonialfrage, Auswanderungs⸗ und Miſſions⸗ 
weſen, in Sonderüberſichten behandelt. Die 
Quellenkunde bezieht ſich nur auf die Jahre von 
1924 bis 1933, damit aber auf einen Zeitraum, 
der hinſichtlich feines Schrifttums über das Aus: 
landdeutſchtum der bisher fruchtbarſte geweſen 


iſt. Sie iſt damit eine zeitliche (aber weit aus⸗ 


führlichere) Fortſetzung der von Chriſtoph 
Weber im Geſamtkatalog der Preußiſchen 
wiſſenſchaftlichen Bibliotheken verzeichneten 


Schriften über das Deutſchtum im Ausland für 
die Jahre 1900-1923. Bei dem ungeheuren 
Umfang des zu ſichtenden und zu verzeichnenden 
Materials hat es erklärlicherweiſe nicht aus⸗ 
bleiben können, daß ſich Verſehen in der Titel: 
oder Namenangabe oder Druckfehler eingeftellt 
haben und manche Schriften oder Auffäge, deren 
Aufnahme wünſchenswert geweſen wäre, nicht 
berückſichtige worden find. An der Tatſache, 
daß mit der Quellenkunde eine ungemein nützliche 
Arbeit geleiſtet worden iſt, können dieſe Hinweiſe 
nichts ändern. Dr. K. 

Kaiſer und Herzog. Kampf zweier Ge⸗ 
ſchlechter um Deutſchland. Von Werner 
Beumelburg. Gerhard Stalling Verlag, 
Oldenburg i. O. und Berlin 1936. 560 Seiten. 
Preis Leinen 8,50 RM. — Oft iſt verſucht 
worden, die tragiſche Größe des ſtaufiſchen 
Kaiſertums darzuſtellen, das den deutſchen 


Volksſtaat verlor, um ein Weltreich zu ge⸗ 
winnen. Was die Eindringlichkeit der Dar⸗ 
ſtellung anlangt, ſteht das Buch Werner 
Beumelburgs wohl all' dieſen Verſuchen voran. 
Heinrich der Löwe, als Herzog von Sachſen und 
Bayern der mächtigſte unter den Fürſten des 
Reiches, ſtellte der römiſchen Kaiſeridee ſeines 
Vetters Friedrich von Hohenſtaufen den Ge⸗ 
danken eines geſchloſſenen deutſchen Staates, der 
völkiſchen Sinnloſigkeit der Römerzüge den Aus⸗ 
bau des Volksſtaates nach Oſten entgegen. Der 
Kampf dieſer beiden Ideen, der ein Kampf 
zweier Geſchlechter, der Welfen und Staufen, 
war, und mit dem ſich die gewaltige Ausein⸗ 
anderſetzung zwiſchen kaiſerlicher und päpſtlicher 
Macht verquickte, beherrſchte das ganze 12. Jahr⸗ 
hundert. „Wer es bis zu Ende durchdenkt und 
betrachtet, der erkennt mit Schauder, daß dieſes 
Jahrhundert noch heute das Angeſicht Europas 
mit ſeinen Runen bedeckt, obwohl ſich die Kräfte 
von Grund aus verſchoben haben. Heute noch 
bluten die Wunden, die damals dem Leib des 
Reiches geſchlagen wurden, und ungeſühnt iſt 
der Frevel des Haſſes, zu dem ſich die Giganten 
dieſes Jahrhunderts hinreißen ließen, als ſie ſich 
dem Geſetz ihrer Geſchlechter unterwarfen.“ Im 
Löwen und in Barbaroſſa fand dieſer Kampf 
um das Reich ſeine die Geſchichte der Jahr⸗ 
hunderte überragenden Gegenſpieler. Gewaltig 
war die Macht ihres Willens, der ſie beide 
durch Jahrzehnte hindurch im Sattel und auf 


den Schlachtfeldern hielt, und vernichtend die 


veidenſchaft ihres Haſſes gegen die Feinde ihrer 
Ziele und ihrer Geſchlechter. Es iſt nicht 
möglich, das Buch Beumelburgs, das dieſen 
Kampf erzählend behandelt, zu leſen, ohne von 
der Gewalt der persönlichen Schickſale und der 
Tragik der deutſchen Geſchichte erfaßt und mit⸗ 
geriſſen zu werden. Dr. K. 


Hans von Bayſen. Ein Staatsmann aus 
der Zeit des Niederganges der Ordensherrſchaft 
in Preußen. Bon Rudolf Griefer. Ber: 
lag von ©. Hirzel, Leipzig 1936. Band 4 der 
Reihe „Deutſchland und der Oſten“. 149 Gei- 
ten mit 2 Abbildungen und 1 Karte. Preis 
2,50 RM. — Später als weſtlich der Elbe 
kamen im Deutſchen Ordensſtaat Landadel und 
Städte zu politiſcher Geltung. Ständiſche 
Intereſſen hatten ſich zwar ſchon in der zweiten 
Hälfte des 14. Jahrhunderts gegenüber der 
landesherrlichen Gewalt des Ordens geregt. 
Aber erſt nach dem äußeren Zuſammenbruch 
des Staates bei Tannenberg begannen Adel 
und Städte in Preußen ſich mit Nachdruck um 
die Wahrung ihrer wirtſchaftlichen Belange 
und um die politiſche Mitbeſtimmung im Staat 
zu bemühen. In dieſen Jahrzehnten vom 
4. Thorner Frieden bis zum 13-jährigen Kriege, 
der im 2. Thorner Frieden den endgültigen 
Zuſammenbruch der Ordensmacht brachte, war 
Hans von Bayſen aus dem Geſchlechte der 
Lübecker Flemings eine der maßgebendſten po⸗ 
litiſchen Perſönlichkeiten in Preußen. Deutſche 
und polniſche Hiſtoriker haben ſich mit dieſem 
Manne, der ſich vom Geſchworenen Rate des 
Hochmeiſter zum Führer des Preußiſchen 
Bundes und des Aufftandes gegen den Orden 


entwickelte, befaßt. Rudolf Grieſer hat an 
Hand des reichen Urkundenmaterials noch ein 
mal und, ſoweit möglich, ein abſchließendes 
Bild Hans von Bayſens entworfen. Er ſchil⸗ 
dert ihn als einen gewandten Politiker, der 
immer wieder beſtrebt war, die landesherr⸗ 
lichen und ſtändiſchen Intereſſen mit einander 
in Einklang zu bringen, der immer wieder ver⸗ 
ſuchte, die ſtarre ee des Ordens 
zu mildern und die Aufſäſſigkeit feiner Stan⸗ 
desgenoſſen und der Städte zu dämpfen, der 
Jab ö lang beiden Parteien als Berater 
und Vertrauensmann diente, der dann aber, 
als er einſehen mußte, daß der Orden die von 
den Ständen geforderten Rechte nicht zu ge⸗ 
währen gedachte, ſich an die Spitze des Auf⸗ 
ſtandes gegen den deutſchen Landesherrn ſtellte, 
die Huldigung der Stände vor dem König von 
Polen betrieb und Preußen in das Unglück des 
Krieges und ſchließlich in die Schmach der 
Teilung ſtürzte. Hans von Bayſen war ein 
Mann von politiſchem Weitblick und diploma⸗ 
tiſcher Gewandtheit, aber auch ein Mann, der 
ſeine Fähigkeiten ſchließlich dazu benutzte, um 
den ungeheuerlichſten Verrat zu begehen, den 
die deutſche Oſtgeſchichte jemals erlebt hat. 
Sein Werk iſt in der Hauptſache der Frieden 
von 1466 geweſen, den er freilich ſelbſt nicht 
mehr erlebt hat. Er hat den Orden an Polen 
verraten. Er hat um ſtändiſcher Intereſſen 
willen dem Todfeind des Ordensſtaates gehul⸗ 
digt. Er hat mit ſeinem Können dem rebel⸗ 
lierenden Preußiſchen Bund erſt die Führung 
gegeben und dem Landesfeinde den Erfolg ge⸗ 
ſichert. So ſehr auch auf der einen Seite die 
Fähigkeiten Hans von Bayſens und ſeine lang⸗ 
wierigen Bemühungen um die friedliche Aner⸗ 
kennung der ſtändiſchen Forderungen durch den 
Orden und auf der anderen Seite die damaligen 
Schwächen und Fehler des Ordens heraus⸗ 
geſtellt werden mögen, ſo vermag das alles dem 
Bild dieſes Mannes doch keine verſöhnenden 
Züge wahrhafter Größe zu geben. Verrat 
bleibt Verrat. Das Deutſchtum des Oſtens 
hat ſeinen Verrat durch jahrhundertelange 
Knechtſchaft bitter zu büßen gehabt. Es büßt 
ihn noch heute. Unendlich hoch war der ge⸗ 
wandten Klugheit Hans von Bayſens die tap⸗ 
fere Treue des pommerelliſchen Ritters Niko⸗ 
laus von Ruſſenczin überlegen, der, in Not 
und Tod dem Orden treu bleibend, bekannte: 
„Ich habe meinem. Herrn Meiſter einen Eid 
geſchworen, und der Orden hat mich erzogen, 
und was ich habe, das hat der Orden meinen 
Eltern gegeben. Mein Gewiſſen bezeugt mir, 
daß es beſſer iſt, zu verderben und zu ſterben, 
als wider Ehre und Seele zu handeln.“ Noch 
etwas anderes iſt zu dem Kapitel Hans von 
Bayſen zu bemerken: Ohne daß dieſe Frage 
in der Arbeit Grieſers ausdrücklich behandelt 
wird, geht aus der genauen Darſtellung der 
Entwicklung des Preußiſchen Bundes und ſei⸗ 
nes Führers doch eindeutig hervor, daß niemals 
völkiſche Gründe für den Abfall des preußiſchen 
Adels und der preußiſchen Städte vom deut⸗ 
ſchen Orden maßgebend oder überhaupt mit⸗ 
wirkend geweſen ſein können. Es hat niemals 
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ein völkiſcher, ſondern nur ein wirtſchaftlich⸗ 
innerpolitiſcher Gegenſatz zwiſchen dem Orden 
und den Ständen beſtanden. Und das, was 
ſpäter gekommen iſt, haben weder die Adligen 
noch die Städte gewollt. Es trifft auch für 
Hans von Bayſen ſelber nicht zu, daß er aus 
nationalen Gründen gegen den Orden aufge⸗ 
treten iſt. Der Verſuch polniſcher Hiſtoriker, 
dieſen Nachkommen einer Lübecker Patrizier⸗ 
familie zu einem Polen zu machen, entbehrt 


jeder Grundlage. Dr. K. 
Der Nachbar im Weſten. Von Valen⸗ 
tin J. Schuſter. Deutſcher Verlag für 


Politik und Wirtſchaft GmbH., Berlin 1936. 
227 Seiten. Preis Ganzleinen 4,50 RM. — 
Der Verfaſſer kann für ſich in Anſpruch 
nehmen, einen neuen Stil der politiſchen Re⸗ 
portage gefunden zu haben. Sachlicher Bericht 
und aufgeſchloſſene Einfühlung verbinden ſich 
zu einer ſpannenden Darſtellung franzöſiſchen 
Volkstums. Wenn man eine Einſchränkung in 
der Zuſtimmung zu dem Buch machen will, dann 
die, daß es zu ſehr das behandelt, was dem 
Reiſenden in Frankreich auffällt, daß es wohl 
den Oberflächencharakter der üblichen Reiſe⸗ 
eindrücke betont und von verſchiedenen Seiten in 
die Tiefe des wirklichen franzöſiſchen Weſens 
einzudringen bemüht iſt, dieſes Weſen aber eben 
doch nicht nach allen Seiten durchforſcht. Doch 
geſchieht das immerhin in ausreichendem Maße, 
um die grundſätzlichen Weſensverſchiedenheiten 
zwiſchen deutſcher und franzöſiſcher Einſtellung 
etwa zum Staat oder zur Wirtſchaft oder zur 
Arbeit und die ſich daraus ergebenden Spannun⸗ 
gen im Verhältnis der beiden Völker zueinander 
deutlich hervortreten zu laſſen. Ein weſentlicher 
Punkt wird aber für den in ganz anderen ge⸗ 
danklichen und weltanſchaulichen Formen leben⸗ 
den Deutſchen nicht völlig klar: warum das 
franzöſiſche Weſen, wenn es anders iſt, als die 
Oberfläche, die ſich dem Fremden bietet, nicht 
dieſe Oberfläche ſeinem Bilde entſprechend ge⸗ 
ſtaltet; konkreter ausgedrückt: warum der 
Franzoſe den Parlamentarismus, „der ihn 
von ſeinem Staate trennt“, nicht beſeitigt, 
warum er den Deputierten und Rüſtungs⸗ 
induſtriellen, deren Spiel er wirklich oder an⸗ 
geblich längſt durchſchaut hat, immer noch folgt. 
Dieſe und manche andere Fragen werden in dem 
Buche Schuſters wohl angedeutet, aber gelöſt 
werden ſie nicht. Doch iſt es ſchon viel wert, 
daß der deutſche Leſer überhaupt einmal an dieſe 
Fragen herangeführt und veranlaßt wird, ſich 
über ſie Gedanken zu machen. Was in dem 
Buche geſagt wird, wird mit einer ungewöhn⸗ 
lichen Lebendigkeit und mit immer wieder über⸗ 
raſchender Anſchaulichkeit geſagt. Die vielſeitige 
und gewandte Beherrſchung des Stoffes ſowohl 
wie des Stiles macht das Buch zu einer ebenſo 
nützlichen wie ſpannenden Lektüre. Dr. K. 

Europa brennt. Moskau am Werk. Von 
Robert Sturm. Gauverlag Bayeriſche 
Oſtmark Gmb H., Bayreuth 1936. 184 Seiten. 
Preis 3,30 RM. — Was heute die europäifche 
Oeffentlichkeit täglich beſchäftigt: die bolfche: 
wiſtiſche Revolution, von der die „demokrati⸗ 
ſchen“ Länder Europas bedroht oder ſchon 


80 


erfaßt ſind, wird in dieſem Buche mit ſtarken 
und klaren Strichen gezeichnet. Dem ſchwäch⸗ 
lichen Selbſtbetrug der Diplomaten, die hofften 
oder vorgaben, die bolſchewiſtiſchen Machthaber 
durch die Aufnahme in den Völkerbund dazu 
veranlaffen zu können, die Fackel des Aufruhrs 
beiſeite zu legen, wird die brutale Tatſache des 
fortbeſtehenden Willen zur Weltrevolution ent⸗ 
gegengeſtellt. Dem demokratiſchen Schleier der 
„Volksfronten“ werden die eindeutigen Be⸗ 
kenntniſſe und Zeugniſſe der Komintern ent⸗ 
gegengehalten. Die Bedrohung Europas durch 
das tſchechiſche Bündnis mit Moskau wird auf⸗ 
gedeckt. Der Verfaſſer hat jede ſeiner Feſt⸗ 
ſtellungen über Weſen und Ziel des Bolſchewis⸗ 
mus durch zahlloſe Tatſachen und bolſche⸗ 
wiſtiſche Selbſtzeugniſſe belegt. Das Ziel hat 
ſich nicht geändert, nur die Mittel ſind andere 
geworden. Nicht der Bolſchewismus hat ſich 
„demokratiſiert“, ſondern Europa iſt, ſoweit es 
nicht nationalſozialiſtiſch oder faſchiſtiſch iſt, 
vom Bolſchewismus infiziert. Spanien iſt 
für die Politik Moskaus nur eine Etappe. 
Inmitten der fortſchreitenden Zerſetzung und des 
ſchwelenden Brandes erkennt man die Berufung 
Deutſchlands, im Kampfe gegen die bolſche⸗ 
wiſtiſche Gegenkultur der Wahrer und Hüter 
Europas zu ſein. Dr. K. 

Der Gutsherr von Blachta. Novelle von 
Hans Kaempfer. S. Fiſcher Verlag, 
Berlin 1936. 120 Seiten. reis gebunden 
3,30 RM., kartoniert 2,30 RM. — Ver⸗ 
wunderlich iſt an dieſem Buch die Jahreszahl 
ſeines Erſcheinens. Sein Stil erinnert an die 
Geſellſchaftsliteratur der Vorkriegszeit. Den 
Hintergrund der Novelle bildet die wachſende 
politiſche Unruhe der Polen in den preußiſchen 
Oſtprovinzen vor dem verrückten Jahr 48. Die 
handelnden Perſonen ſind einige adlige Guts⸗ 
beſitzersleute aus Weſtpreußen, ein polniſcher 
Bauernburſche und ein ſchönes Schulmeiſter⸗ 
töchterlein, in das alle verliebt ſind, ohne ſie 
gewinnen zu können. Dr. K. 

Zwangsarbeit in der Sowjetunion. Von 
Hermann Greife. Nibelungen-Verlag, 
Berlin-Leipgig 1931. 48 Seiten mit 26 Ori⸗ 
ginalaufnahmen. Preis 0,20 RM. — Diefe 
Schrift beſitzt nicht nur wegen ihres Bild⸗ 
materials, das aus amtlichen ſowjetiſchen Ver⸗ 
öffentlichungen ſtammt, dokumentariſchen Wert. 
Auch der Text ſtützt ſich durchweg auf ſowjeti⸗ 
ſche Quellen und auf die Berichte von Augen⸗ 
zeugen. Als Muſterbeiſpiel für die Zwangs⸗ 
arbeit in der Sowjetunion zieht der Verfaſſer 
in erſter Linie den Bau des 1933 fertiggeſtellten 
Weißmeerkanals heran. Er zeigt die Zwangs⸗ 
arbeit als ein Mittel zur Ausrottung der der 
roten Herrſchaft unerwünſchten Elemente und 
als eine Methode der rückſichtsloſeſten und 
billigſten Ausnutzung der menſchlichen Arbeits⸗ 
kraft. Millionen Menſchen ſind durch die 
Hölle der über das Rieſenreich verteilten 
Zwangsarbeitslager gegangen: und ungezählte 
Menſchen ſind in dieſen Lagern an Hunger, 
Krankheit, Ueberanftrengung und Mißhand⸗ 
lung zugrundegegangen, wie es dem Willen der 


bolſchewiſtiſchen Juden entſpricht. Dr. K. 


